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OSKAR ANWEILER

Gesellschaftliche Probleme 
der sowjetischen Erziehung

Die Erziehung ist nach Auffassung des Kom-
munismus in erster Linie ein gesellschaftliches 
Phänomen, ihre Ziele, Aufgaben und Institu-
tionen sind auf die Gesellschaft bezogen, und 
alle einzelnen Seiten der Erziehung haben 
einen gesellschaftlichen Aspekt. Eine Unter-
suchung, die sich den gesellschaftlichen Pro-
blemen der Erziehung in der heutigen Sowjet-
union zuwendet, muß von diesen allgemeinen 
weltanschaulichen Voraussetzungen ausgehen; 
sie muß aber gleichzeitig berücksichtigen, daß 
seit der russischen Revolution über 40 Jahre 
und seit dem Wirken von Marx und Engels 
rund 100 Jahre vergangen sind, so daß die kom-
munistische Erziehungsauffassung selbst Wand-
lungen unterlegen ist, die in gewisser Hinsicht

I. Gesellschaft und Erziehung 
in der kommunistischen Pädagogik

Wenn davon die Rede war, daß die Erziehung 
in der Deutung des Kommunismus primär ein 
•gesellschaftliches Geschehen ist, 
dann ist mit diesem allgemeinen Satz noch nicht 
viel gewonnen. Seit eh und je wurde die Erzie-
hung als ein soziales Verhältnis von Menschen 
gesehen, in der die Älteren all das an Sitten, 
Gewohnheiten und Bräuchen, an Kulturgütern, 
Wertmaßstäben und religiösen Oberzeugungen 
auf die Heranwachsenden zu übertragen suchen, 
was sie selbst erworben oder neu geschaffen 
haben. Ebenso selbstverständlich ist es, daß die 
Art und Weise, wie eine solche Tradierung er-
folgt, also z. B. in welchen Institutionen, aber 
auch in welchem Ausmaß und für welche Grup-
pen, in hohem Maße von der gesamten ökono-
mischen, sozialen und politischen Struktur der 
betreffenden menschlichen Gemeinschaft abhän-
gig ist. Marx hatte daher recht, als er im 
Kommunistischen Manifest, an die Bourgeoisie 

eine Anpassung an die tatsächlich eingetretenen 
Verhältnisse bedeuten. Es empfiehlt sich daher 
für unsere Untersuchung von einer dreifachen 
Fragestellung auszugehen:

Die systematische Besinnung und die historische 
Skizze sollen den Boden für eine Gegenwarts-
analyse bereiten.

gewendet, erklärte: „Aber, sagt ihr, wir heben 
die trautesten Verhältnisse auf, indem wir an 
die Stelle der häuslichen Erziehung die gesell-
schaftliche setzen. Und ist nicht auch eure Er-
ziehung durch die Gesellsdiaft bestimmt? Durdt 
die gesellschaftlichen Verhältnisse, innerhalb 
derer ihr erzieht, durch die direktere oder in-
direktere Einmischung der Gesellschaft, vermit-
tels der Schule usw.? Die Kommunisten erfin-
den nicht die Einwirkung der Gesellschaft auf 
die Erziehung; sie verändern nur ihren Charak-
ter, sie entreißen die Erziehung dem Einfluß 
der herrsdtenden Klasse"

Aber nun meint die marxistische Definition 
der Erziehung als einer gesellschaftlichen Er-
scheinung mehr als die oben beschriebene Tat-

Sache. In dem Zitat aus dem Kommunistischen 
Manifest finden wir einen Hinweis darauf, in 
welcher Richtung sich dieser allgemeine Satz 
zuspitzt: die Erziehung ist ein Bestandteil des 
Klassenkampfes, genauer, „vermittels der Er-
ziehung verwirklichen die herrschenden Klassen 
ihre Politik, üben sie ihren Einfluß auf die her-
anwachsende Generation aus“ 12). Dieses Merk-
mal gilt nach marxistischer Auffassung für alle 
historischen Erscheinungsformen der Erziehung, 
angefangen von der athenischen und spartani-

1) Karl Marx, Die 
fried Landshut. (Kröners 
209). Stuttgart 1953. S. 544.

2) B. 
agogik. Leipzig 1948. S. 8.

„Wir lösen gegenwärtig zwei Aufgaben: 
die Schaffung der materiell-technischen Basis 
des Kommunismus und die Erziehung des 
neuen Menschen. Im Grunde genommen ist 
das ein einheitlicher Prozeß. Bleiben wir mit 
der Bildung und Erziehung des Sowjetmen-
schen zurück, dann wird unvermeidlich der 
gesamte Aufbau des Kommunismus ins 
Stocken geraten.“

Chruschtschow auf dem Allrussischen 
Lehrerkongreß am 9. Juli 1960

sehen Erziehung bis zur bürgerlichen Erziehung 
im 19. und 20. Jahrhundert, und ausdrücklich 
auch für die erste Phase des Sozialismus, die Pe-
riode der Diktatur des Proletariats, in der nach 
den Worten des bolschewistischen Parteipro-
gramms von 1919, „Schule und Erziehung eine 
Waffe zur Umgestaltung der Gesellschaft“ dar-
stellen. Bildung und Erziehung haben also einen 
ausgesprochenen Klassencharakter, und Lenin 
hat ausdrücklich davon gesprochen, daß die Be-
hauptung, Schule und Bildung stünden außer-
halb der Politik, „reine Heuchelei“ sei. Ebenso 
eindeutig heißt es in der „Pädagogischen Enzy-
klopädie“ von 1927: „Die Sdtule ist eine 
ideologische Waffe in dem Kampf einer Klasse 
gegen die andere. Und jeder Klassenkampf ist 
ein politischer Kampf. Das Proletariat, das um 
die Schule kämpft, proklamiert das Prinzip der 



politischen Erziehung int revolutionären 
Geis 3t“ ). Zwanzig Jahre später lautet eine 
Kapitelüberschrift im Lehrbuch der Pädagogik 
von Jessipow-Gontscharow: „Die Erziehung in 
der UdSSR als Werkzeug zur Festigung des So-
wjetstaates und des Aufbaus der klassenlosen 
Gesellschaft“.

Kein Absterben der Schule
Eine zu starke Betonung der „objektiven“ ge-

sellschaftlichen Verhältnisse konnte zu einer 
krassen Milieutheorie, zu einem weitgehenden 
Verzicht auf eine planmäßige erzieherische Ein-
wirkung in besonderen Institutionen führen. 
Die um 1930 entwickelte Theorie vom „Abster-
ben der Schule“ z. B. hatte ihre ideologischen 
Wurzeln in der Auffassung, daß angesichts der 
rapiden sozialen Umgestaltungen (Industriali-
sierung, Fünfjahresplan, Kollektivierung) die 
entscheidenden erzieherischen Einflüsse von der 
täglichen Arbeit, von der Fabrik, den Gewerk-
schaften usw. ausgingen, während die Schule als 
besondere Unterrichts- und Erziehungsanstalt 
an Gewicht einbüße. Dagegen hat dann Stalin 
die Rolle des „aktiven Überbaus", also des 
Staates, betont, der in der Lage und dazu be-
rechtigt sei, planmäßige Eingriffe vorzunehmen, 
den gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß zu 
beschleunigen und — auf dem Felde der Er-
ziehung — aktiv an der Formung des Bewußt-
seins mitzuwirken. Die kommunistische Päd-
agogik vertritt seitdem — im Unterschied zu
einer bloßen Milieutheorie — ein dialektisches 
Verhältnis von gesellschaftlichen Bedingungen 
und Erziehung. Sie stützt sich hierbei auf die 
Marxschen Worte aus seiner 3. These über 
Feuerbach: „Die materialistische Lehre (Feuer-
bachs) von der Veränderung der Umstände und 
der Erziehung vergißt, daß die Umstände von 
den Menschen verändert und der Erzieher 
selbst erzogen werden muß“ %). Demzufolge 
heißt es, auf die Pädagogik angewandt: „Die 
Umgebung wirkt auf die Entwicklung des Kin-
des ein . . . Aber die Umgebung selbst ist nicht 
unveränderlich . ., Das Milieu, in dem die Re-
geln sozialistischen Gemeinschaftslebens zur 
Grundlage des Verhaltens des Menschen ge-
worden sind, ist selbst erst ein Ergebnis der 
revolutionären gesellschaftlichen Umbildung 
und der neuen Erziehung . . . Die Erziehung ist 
kein Naturvorgang, sondern ein zielgerichteter 
organisierter Prozeß, und deshalb ist die Bedeu-
tung der Schule als des Hauptwerkzeuges der

Die Erziehung ist demnach nicht nur bloße 
„Widerspiegelung“, bloßer „Reflex" der Basis 
im Sinne der „Basis-Überbau“-Relation in der 
materialistischen Geschichtsauffassung. In der 
Tat ergaben sich aus der marxistischen Welt-
anschauung anfangs gewisse Schwierigkeiten für 
die Rolle der Erziehung im proletarischen Staat.

Erziehung der heranwadisenden Generation in 
der sowjetischen Gesellschaft außerordentlich 
groß“ 6).

Auf dieser dialektischen Wechselbeziehung 
von „objektiven" ökonomischen und gesell-
schaftlichen Prozessen und „subjektiven" 
planmäßigen erzieherischen Einwirkungen be-
ruht das Entwicklungsgesetz der sowjetischen 
Gesellschaft auf dem Wege zum Kommunismus. 
In der neuesten parteiamtlichen Veröffentlichung 
über „Probleme der kommunistischen Erziehung" 
heißt es hierzu: „Die Produktionsbeziehungen 
stellen die objektive Grundlage der Erziehung 
dar . . . Die versdtiedenen staatlichen und ge-
sellschaftlichen Organisationen (der subjektive 
Faktor) beeinflussen zielstrebig und systematisch 
die Psyche des Menschen und impfen ihr be-
stimmte Eigenschaften ein . . . Die aktive Rolle 
des subjektiven Faktors in der Erziehung be-

Entwicklung zum totalen Erziehungsstaat
Um dorthin zu gelangen, bedarf es in er-

höhtem Umfange der Erziehung. In dem Maße, 
wie der Staat — aus welchen Gründen auch 
immer — auf die Anwendung von Zwang und 
Terror verzichtet, gewinnt die freiwillige Ge-
folgschaft immer größere Bedeutung. Nur durch 
Erziehung kann eine Übereinstimmung zwischen 
dem Willen der Millionen Individuen mit den 
allgemeinen Zielen der Gesellschaft, wie sie die 
Partei- und Staatsführung setzt und interpre-
tiert, erreicht werden. Infolgedessen kann man 
davon sprechen, daß sich die Sowjetunion zu 
einem permanenten und totalen Erziehungsstaat 
hin entwickelt. Diese Entwicklung liegt in der 
Gesetzmäßigkeit der kommunistischen Lehre 
begründet: wenn alle äußeren Zwänge abfallen, 
wenn der Staat „abstirbt“, dann müssen die 
Menschen auf Grund einer Kollektivhaltung, 
die ihnen anerzogen worden ist, gesellschafts-
konform handeln.

Es wird bei uns oft — und mit Recht — von 
dem Vorrang der Kollektiverziehung vor der 
Persönlichkeitsbildung im kommunistischen

5) 

steht darin, den Mensdten eine bestimmte Welt-
anschauung u
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nd moralische Züge einzupflanzen, 
die der ökonomisdten Lage der Klasse oder der 
Gesellschaft im ganzen entsprechen“ ).

Die Sowjetunion befindet sich nach eigenem 
Urteil derzeit im Stadium des „Übergangs zum 
Kommunismus". Wann der Vollkommunismus
verwirklicht sein wird, steht nicht genau fest; 
Chruschtschow deutete an, daß diejenigen 
die jetzt in die Schule gehen, schon unter dem 
Kommunismus leben würden, also in 20 bis 30 
Jahren. Die wichtigsten Kriterien des kommu-
nistischen Endzustandes sind nach gegenwärtiger 
Definition folgende: „Jedem nach seinen Fähig-
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“, d. h. 
teilweise Abschaffung des Geldes und Ersatz 
durch kostenlose Zuteilung von Brot und ande-
ren einfachen Lebensmitteln, Angleichung von 
Stadt und Land (d. h. völlige Mechanisierung 
der Landwirtschaft, Aufhebung des Kollektiv-
eigentums, Agrostädte), weiteres Steigen der 
Arbeitsproduktivität bei gleichzeitiger Abnah-
me der Arbeitszeit (bis auf 36 Stunden wöchent-
lich und darunter), „maximale Befriedigung der 
kulturellen Bedürfnisse“, u. a. durch Schulbil-
dung von mindestens 11 Jahren für alle. Es han-
delt sich um die Verwirklichung der Endzeit-
utopie — das Paradies auf Erden, die Harmonie 
aller Menschen, Wohlfahrt, „allseitige Entfal-
tung der Persönlichkeit" usw.

System gesprochen. Wir machen es uns aber zu 
leicht, wenn wir diese Tatsache meinen kon-
statieren und damit abtun zu können. Das Pro-
blem muß heißen: welche inneren Veränderun-
gen bewirkt die Kollektiverziehung im einzel-
nen Menschen, welcher neue und andersartige 
Persönlichkeitsbegriff ergibt sich daraus? Es gibt 
keine bessere Illustration des von den Kommu-
nisten erstrebten Idealverhältnisses von Persön-
lichkeit und Kollektiv und keinen besseren Hin-
weis auf die Rolle, welche dabei der Erziehung zu-
kommt, als den entsprechenden Abschnitt in 
dem parteiamtlichen Werk „Grundlagen des 
Marxismus-Leninismus": „Mit der Annäherung 
an den Kommunismus werden zweifellos nicht 
nur die Ansprüche der Mitglieder der Gesell-
schaft wachsen, sondern auch die Anforderungen 
der Gesellschaft an ihre Bürger, an ihr Verhal-
ten in der Produktion, in der Öffentlichkeit, in 
der Familie und in der ganzen Lebensweise. 
Doch diese Forderungen werden sich immer mehr 
auf die Methoden der moralischen Einwirkung 
und Überzeugung stützen. Gleichzeitig wird sich

6) Problemy kommunisticeskogo vospitanija. 
Hrsg, von der Akademie der Gesellschaftswissen-
schaften beim ZK der KPdSU. Moskau 1960. S. 3 ff. 

3) Pedagogiceskaja enciklopedija. Hrsg, von A. 
G. Kalaänikov. Bd. I. Moskau 1927. Sp. 445.

4) a a. O. S. 339 f.



der Schwerpunkt der Erziehung des neuen Men-
schen unmittelbar in das Kollektiv verlagern. 
. . . Das sozialistische Kollektiv kann einen 
überaus wirksamen Einfluß ausüben und ver-
mag, falls notwendig, selbst scheinbar unver-
besserliche Menschen umzuerziehen und zu nütz-

Formung des Gewissens im Kollektiv?
Ich möchte den letzten Satz aufgreifen: Die 

Stimme des menschlichen Gewissens wird im 
Kollektiv geformt. Das ist die äußerste Entgegen-
setzung gegen jede personale Ethik, in der ge-
rade das Gewissen als die letzte und innerste 
Instanz des Menschen frei ist von allen gesell-
schaftlichen Zwängen, weil es seinem Wesen nach 
jenseits aller gesellschaftlichen Determination 
steht. Ein „Kollektivgewissen* ist die Negation 
der Freiheit; wir sollten uns dabei nicht ver-
hehlen, daß es Menschen gibt, denen das Ge-
wissen etwas Lästiges ist, welches sie gern einer 
anderen Instanz überlassen — die jüngste Ver-
gangenheit bietet hierfür genügend erschrek-
kende Beispiele.

Der kommunistisch erzogene Mensch soll in 
jedem Falle den Vorrang der gesellschaftlichen 
Interessen vor den persönlichen bejahen und 
darüber hinaus — was noch wesentlicher ist — 
die persönlichen Gewissensentscheidungen an 
das Kollektiv binden. Da dieses anonyme Ge-
bilde als solches aber keine verbindlichen An-
weisungen zu geben vermag, ist in Wirklich-
keit die in der jeweiligen Führungsgruppe ver-
körperte „kollektive Weisheit“ der Partei die 
höchste sittliche Instanz, von der die Normen 
für die Lebensführung und Erziehung ausgehen. 
Es ist wichtig festzustellen, daß auch unter dem 
entwickelten Kommunismus in seinem vollende-
ten Stadium darin keine Änderung eintreten 
kann. Es ist vielmehr das letzte Ziel der Erziehung, 
gesellschaftskonforme Menschen heranzubilden, 
die einer Kontrolle durch das „gesellschaftliche 
Gewissen" unterliegen und deren persönliche 
Freiheit in der Zustimmung zum Kollektiv be-
steht. „Wer immer den Gehorsam gegenüber 
dem Gemeinwillen verweigert, wird dazu durch 
die gesamte Staatsführung gezwungen werden; 
was nichts anderes heißt, als daß man ihn zwin-
gen wird, frei zu sein“ (Rousseau).

In dem Zusammenfallen der gesellschaftlichen 
und persönlichen Interessen und Bestrebungen 
liegt das entscheidende Merkmal des „neuen 
Menschen", den die Erziehung heranzubilden 
hat. Im einzelnen weist er folgende Wesens-
merkmale auf: „Treue zum Kommunismus und 
Unversöhnlichkeit gegenüber seinen Feinden, 
das Bewußtsein der gesellschaftlichen Pflicht, 
aktive Teilnahme an der Arbeit zum Wohle der 

Uchen Mitgliedern der Gesellschaft zu machen. 
... Es kann keinen Zweifel geben, daß der 
Mensch der

7

 Zukunft, der Mensch, für den die 
Prinzipien des Kommunismus Grundlage seines 
Bewußtseins, Stimme seines Gewissens sind, ge-
rade im Kollektiv geformt wird“ ).

Gesellschaft, die freiwillige Einhaltung der 
Grundregeln des menschlichen Zusammenle-
bens, die kameradschaftliche gegenseitige Hilfe, 
Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit und die Un-
duldsa

8
mkeit gegenüber allen, die gegen 

die gesellschaftliche Ordnung verstoßen“ ). 
Menschliche Tugenden allgemeinen Charak-
ters (Wahrhaftigkeit, Ehrlichkeit) haben hier 
ihren Wert nur im Bezug auf das „gesellschaft-
liche Wohl“; sie sind also auch jederzeit um-
kehrbar: gegen die „Feinde“ dieser Gesellschaft. 
Die kollektive Moral ist eine exklusive Grup-
penmoral mit Freund-Feind-Charakter.

Auf ein Merkmal des „neuen Menschen* 
und einen Hauptzug der kommunistischen 
Erziehung muß noch besonders hingewiesen 
werden: Dieser Mensch ist primär „homo fa-
ber“, er ist — schon Marx hat ihn so definiert 
— ein „arbeitendes Wesen“. Die Erziehung zur 
Arbeit ist demnach der wichtigste Bestandteil 
der kommunistischen Erziehung. Entscheidend 
für das Verhältnis von Erziehung und Gesell-
schaft sind wiederum der Gedanke und die For-
derung, daß die Arbeit nicht nur ein Mittel zur 
persönlichen Bedürfnisbefriedigung darstellt und 
nicht nur — vielleicht — als persönliche Freude 
empfunden wird, sondern in erster Linie als 
Dienst an der Gesellschaft angesehen wird, und 
zwar gewissermaßen direkt, nicht auf LImwegen 
und nicht bloß im subjektiven Bewußtsein. 
Daraus folgt weiter die Auffassung, daß die Ge-
sellschaft und ihr Organ, der Staat, ohne weite-

11. Die soziologische Seite
der sowjetischen Bildungspolitik seit 1918
Nach dem Sieg der bolschewistischen Revo-

lution in Rußland erklärte Lenin, der stets 
die Verhältnisse sehr realistisch beurteilte, über 
den bevorstehenden Aufbau der sozialistischen 
Gesellschaft: „Wir können (und wir müssen) 
den Aufbau des Sozialismus nidu mit einem 
phantastischen und speziell von uns geschaf-
fenen Menschemnaterial (!) beginnen, sondern 

res berechtigt sind, Außmaß sowie Art und Weise 
der Arbeitsleistung für den einzelnen nach 
eigenem Ermessen festzulegen. Anders formu-
liert: die Erziehung im Kollektiv bezweckt die 
höchste Arbeitsleistung für das Kollektiv. Die 
gesellschaftliche Kontrolle tritt in dem Augen-
blick ein, wo sich ein einzelner dieser Arbeits-
verpflichtung zu entziehen sucht. Man argumen-
tiert dann im Sinne der Kollektivmoral: du hast 
deine Pflicht gegenüber der Gesellschaft nicht 
erfüllt. Es scheint mir wichtig zu sein, das 
Augenmerk auf die Frage zu lenken, wieweit 
die kommunistische Erziehung mit Erfolg eine 
solche Kollektivmoral und die daraus resultie-
rende gesellschaftliche Haltung tatsächlich er-
reicht, oder ob hier widerstreitende Tendenzen 
im Spiel sind.

Die systematischen Überlegungen über das 
Verhältnis von Gesellschaft und Erziehung las-
sen sich wie folgt zusammenfassen: Die plan-
mäßige, bewußte Erziehung spielt im Kommu-
nismus als Bestandteil des dialektischen Wider-
spiels von „Basis" und „Überbau" eine über-
ragende Rolle. Diese Rolle nimmt gegenwärtig 
noch zu, weil beim „Übergang zum Kommu-
nismus" als der höchsten Phase der mensch-
lichen Gesellschaft die äußeren Zwangmittel zu-
gunsten der inneren Antriebe zurücktreten sol-
len. Der „neue Mensch“ der kommunistischen 
Gesellschaft soll so erzogen sein, daß er aus 
eigenem Willen und aus freien Stücken sich 
gesellschaftskonform verhält. Darin besteht 
seine persönliche Freiheit. Ob in ferner Zu-
kunft einmal, analog zum „Absterben des Staa-
tes"» auch die planmäßige, institutionalisierte 
Erziehung „abstirbt“, ist eine offene Frage für 
die Ideologen — die kommunistische Utopie 
wäre vollendet, wenn die Gesellschaft gleichsam 
in ihren Urzustand zurückfiele, wo sich die Er-
ziehung absichtslos, organisch in den Sozial-
ordnungen selbst vollzog. , 

mit dem, das uns der Kapitalismus vererbt hat. 
Das ist äußerst schwierig, daran kann kein 
Zweifel bestehen, aber anders kann man ernst-
haft an die Sache nicht herangehen, und es lohnt 
nicht, davon zu reden“ 9). Diese Worte sind in 
verschiedener Hinsicht aufschlußreich: Sie zei-
gen einmal, daß sich die Bolschewik! in Rußland 
in einer Situation befanden, die keineswegs 
den Marxschen Prämissen entsprochen hat. In 
dem agrarischen Rußland mit seiner noch un-

9) V. I. Lenin, Socinenija. 4. Ausl. Bd. 31, S. 32. 

7) Grundlagen des 
lin (Ost) 1960. S. 784 

8) ibid. S. 784.



entwickelten Industrie und dem kaum 3 Mil-
lionen Menschen zählenden Proletariat waren 
die ökonomischen und gesellschaftlichen Vor-
aussetzungen für ein, wie Marx gemeint hatte, 
„Sprengen des Überbaus" aufgrund der ver-
wandelten Basis nicht gegeben. Die politische 
Revolution ging der ökonomischen voraus. Die 
sozialistische Gesellschaft, deren wesentlichen 
Züge nach Marx bereits in der voraufgegan-
genen kapitalistischen Ordnung vorgebildet sein 
sollten, mußte erst geschaffen werden, und 
zwar mit Menschen, die noch weit überwiegend 

nicht einmal „bürgerlich“, sondern vor-bürger-
lieh lebten und dachten. Daraus folgte für die 
Erziehung die Aufgabe, diese Menschen für die 
Ideen des Kommunismus zu gewinnen und ihnen 
gleichzeitig alle jene Eigenschaften und Ge-
wohnheiten anzuerziehen, die in einer reifen 
industriellen Gesellschaft den dort lebenden 
Menschen selbstverständlich wären. Mit ande-
ren Worten: Die russischen Bauern- und Arbei-
termassen sollten sowohl mit einem „sozia-
listischen Bewußtsein“ ausgestattet werden wie 
die elementaren Arbeitsfertigkeiten, technischen 
Kenntnisse und kulturellen Gepflogenheiten er-

lernen, die für eine moderne Zivilisation un-
entbehrlich sind. Die sowjetische Bildungspolitik 
mußte das sechzigprozentige Analphabetentum 
der Bevölkerung überwinden und mittels geziel-
ter Maßnahmen die für eine industrielle Ge-
sellschaft erforderlichen technischen, wissen-
schaftlichen und bürokratischen „Kader“ zu 
einem erheblichen Teil erst schaffen. Zwischen 
diesen beiden Polen politisch-ideologischer 
Schulung einerseits und der Hebung des allge-
meinen und fachlichen Bildungsniveaus anderer-
seits bewegte sich die praktische Bildungsarbeit 
in Sowjetrußland bis auf den heutigen Tag.

Waffe zur Umgestaltung der Gesellschaft
Lenins Worte von dem „schlechten Menschen- 

material", mit dem die Kommunisten rechnen 
mußten, sind ferner ein Grund dafür, daß — wie 
schon vorhin gesagt — die Erziehung als „Waffe 
zur Umgestaltung der Gesellschaft“ proklamiert 
und praktiziert wurde. Es mußte der Parteifüh-
rung darauf ankommen, mittels verschiedener 
Maßnahmen pädagogischer und schulpolitischer 
Art den im Gange befindlichen gesellschaftlichen 
Umschichtungsprozeß zu unterstützen, ja zu pro-
vozieren. Ein Beispiel: Die 1919 ins Leben 
gerufenen „Arbeiterfakultäten“ hatten einen 
doppelten Zweck: einmal sollten sie bildungs-
willigen und möglichst auch begabten Jugend-
lichen ohne eine komplette Schulbildung den 
Zutritt zum Hochschulstudium ermöglichen, da-
neben aber — und das war genau so wichtig — 

sollte auf diese Weise eine neue Intelligenz-
schicht herangebildet werden, die politisch zu-
verlässig und mit dem sozialistischen Bewußt-
sein ausgestattet war. Oder ein anderes Bei-
spiel: Eine der ersten Erklärungen des Volks-
kommissariats für das Bildungswesen bezog sich 
auf die öffentliche Erziehung der Kinder im 
Vorschulalter, also der 3- bis 7jährigen. Es wurde 
dort festgestellt, daß eine derartige Erziehung 
die sozialen Instinkte im Kinde entwickle und 
es von kleinauf auf die gesellschaftliche Rolle 
vorbereite, die es später einnehmen werde. In 
den folgenden Jahren versuchte man, wo es nur 
ging, Kindergärten oder geschlossene Kinder-
heime einzurichten. Diese gesellschaftliche Er-
ziehung diente nicht nur der Bekämpfung aku-
ter Nöte, wie z. B. der gewaltigen Kinderver-

wahrlosung, sondern entsprang ebensosehr dem 
gesellschaftspolitischen Leitbild. Noch 1927 
wurde amtlich erklärt: „Das Proletariat weiß, 
daß der Mensch das Produkt gesellschaftlicher 
Beziehungen ist... Deshalb ist eine rational or-
ganisierte gesellschaftliche Erziehung von der 
frühen Kindheit an eine der Kantpflosungen 
der proletarischen Pädagogik. Letztere tritt ent-
schlossen gegen die Fantilienerziehung auf, u.a. 
auch deswegen, weil auf der einen Seite die ge-
genwärtige ökonomische Entwicklung zur Be-
seitigung der Familie des Arbeiters führt, die 
gar keine Zeit hat, sich mit der Erziehung ihrer 
Kinder zu befassen, und weil auf der anderen 
Seite die häusliche Erziehung bei der bestehen-
den kulturellen Rückständigkeit der Familien gar 
nicht vernünftig organisiert werden kann“ 

Eingeständnis eines Mißerfolges
Es ist nun überaus bezeichnend, daß seit etwa 

1931 diese Politik geändert wurde und die so-
wjetische Schule und Erziehung gleichsam eine 
neue gesellschaftliche Funktion zugeteilt be-
kam. Die um diese Zeit eingeleitete „Stabili-
sierung“ des sowjetischen Schulwesens war, von 
dieser Seite aus betrachtet, das Eingeständnis 
eines Mißerfolges: es war nicht gelungen, gleich-
sam im ersten Anlauf, mittels der Erziehung ein 
neues gesellschaftliches Bewußtsein zu schaffen 
und die Schule völlig zu sozialisieren. Stalin 
und die Parteiführung standen vor der Alter-
native: entweder man ging in der bisherigen 
Richtung weiter und machte die Schule vollends 
zu einem „Anhängsel des Betriebes“, ließ die 
Schüler wochen- und monatelang „gesellschaft-
lich nützliche Arbeit" leisten und reihte sie auf 
diese Weise unmittelbar in die „Front des so-
zialistischen Aufbaus“ ein, oder man nahm die 
Schule aus dieser vordersten Front heraus, redu-
zierte ihre Aufgaben auf die ursprünglichen und 
primären Funktionen der Kenntnisvermittlung 
und schuf auf diese Weise die soliden Grund-
lagen für eine industrielle Gesellschaft, die sich 
nach Wissen und Leistung differenziert.

Die Entscheidung zugunsten der zweiten Lö-
sung bestimmte das gesamte Gesicht des sowje-
tischen Bildungswesens bis vor wenigen Jahren. 
Die Schule übernahm, um mit Schelsky zu spre-
chen, die Zuteilung der sozialen Rolle, sie be-
stimmte entscheidend den gesellschaftlichen Sta-
tus des einzelnen. Das in der Stalin-Ära aufge-
baute sowjetische Schulsystem diente, soziolo-
gisch gesehen, dazu, den Umwandlungsprozeß 
von der Agrar- zur Industriegesellschaft zu 
kanalisieren, die soziale Mobilität in bestimmte, 
vom Staat gewünschte Bahnen zu lenken. Das 
wird sofort ersichtlich, wenn man sich die Auf-
gaben ansieht, die den einzelnen Schultypen 
zugemessen waren: Auf dem Minimalfundament

Weltanschaulich-politische Erziehung
Es bleibt die Frage, wie angesichts dieser Ent-

wicklung, die wir aus den anderen modernen 
Industriegesellschaften kennen, die übergreifende 
Aufgabe der Erziehung zum „neuen Menschen“ 
und zum neuen gesellschaftlichen Bewußtsein 
gelöst wurde. Und hier können wir zum zwei-

der vierjährigen Grundschule bauten die Be-
rufsschulen der staatlichen Arbeitsreserven auf, 
denen die Ausbildung der unteren Arbeiterkate-
gorien oblag. Von der siebenjährigen Mittel-
schule führte der weitere Bildungsgang zum 
Technikum, das die verschiedenen mittleren Be-
rufsgruppen in Industrie, Landwirtschaft, Ver-
waltung und Kultur stellte. Die zehnjährige 
vollständige Mittelschule schließlich berechtigte 
zum Hochschul- und Universitätsstudium und 
damit zur höchsten Ausbildung, die die aka-
demische Führungsschicht stellte. Die „Bildungs-
leiter" erfüllte also ganz bestimmte gesell-
Schafts- und wirtschaftspolitische Zwecke, der 
Grad der erworbenen Bildung wurde umgekehrt 
zunehmend zum Maßstab der sozialen Geltung.

tenmal im Grunde genommen ein Scheitern fest-
stellen. Während in den zwanziger Jahren der 
unmittelbare revolutionäre Impuls, die gesell-

10) Pedagogiceskaja enciklopedija, Bd. I, Sp. 445.



schaftliche Aktivität des Komsomol und die 
Schule als soziale Lebensform dieses Ziel zu 
erreichen strebten, verlagerte sich später die ge-
sellschaftliche Erziehung fast ausschließlich auf 
die weltanschaulich-politische Schulung. Der pa-
triotische Aufschwung des Krieges gegen 
Deutschland trug wesentlich zur Stärkung des 
Nationalbewußtseins bei, aber die Erziehung zum 
Kollektiv blieb hinter derjenigen zur Leistung 
zurück. Man könnte sogar sagen, daß hinter der 
Fassade der immer gepredigten Kollektivhaltung 
sich ein sehr robuster Individualismus und 
Egoismus breit machten, die durch die verschie-
denen Leistungsprämien in Schule und Betrieb, 
durch den Grundsatz der „materiellen Interes-
siertheit“ und durch die Einführung von Titeln, 
Rängen, Orden usw. amtlich gefördert worden 

sind. Die sowjetische Erziehung steht ja vor der 
Schwierigkeit, den immer wieder angesproche-

nen individuellen und gruppenweisen Ehrgeiz, 
den Wettbewerb und den Leistungswillen gleich-

sam im umgreifenden Kollektiv zu integrieren, 
alle diese Eigenschaften und Antriebe für die 
gesellschaftlichen Zwecke zu mobilisieren und 
sie in dem Augenblick zu begrenzen, wo sie zu 
„individualistischen Abweichungen“ werden. 
Hinter der nach außen zur Schau gestellten Kol-
lektivität spielen sich oft erbitterte persönliche 
Auseinandersetzungen und Machtkämpfe ab, 
nicht nur in den obersten politischen Gremien, 
sondern, was weit weniger an die breitere 
Öffentlichkeit dringt, aber doch jedem Sowjet-
bürger bekannt ist, in Instituten und Betrieben, 
Gewerkschaften, gesellschaftlichen Organisa-
tionen usw.

Wenn wir die Bilanz der gesellschaftspoliti-
schen Rolle des sowjetischen Erziehungs- und 
Bildungswesens vor Beginn der gegenwärtigen 
Reformen, also um 1956, ziehen, so ergibt sich 
folgendes: Auf der einen Seite entstanden durch 
die Beseitigung des Analphabetentums und den 
Aufbau eines durchgegliederten Schulwesens die 

wesentlichsten Voraussetzungen für eine neue 
soziale Gliederung nach Maßgabe der erwor-
benen Ausbildung, nachdem die alten Klassen 
durch Kollektivierung und Industrialisierung 
umgeschmolzen waren. Hingegen wurde gerade 
dadurch das in gleicher Weise erstrebte Ziel des 
„kollektiven Menschen“ in Frage gestellt. Im 
Sinne der marxistischen Theorie dürfte darin 
eigentlich kein Widerspruch bestehen, denn im 
gleichen Maße, wie sich die ökonomischen Ver-

hältnisse und die gesellschaftlichen Beziehungen 
wandelten und sich — laut offizieller Erklä-
rung — immer mehr dem Zustand der voll ent-
wickelten kommunistischen Gesellschaft an-
näherten, mußten auch die Menschen — als Pro-
dukt der gesellschaftlichen Beziehungen — an-
ders werden. Die gegenwärtige Reform des so-
wjetischen Schul- und Hochschulwesens und der 
dadurch bewirkte dritte gesellschaftliche Funk-
tionswandel der Erziehung beweisen, daß dieses 
Problem bis heute ungelöst geblieben ist.

III. Die gesellschaftliche Erziehung 
in der gegenwärtigen Übergangsperiode zum „Vollkommunismus"

Die sowjetische Gesellschaft der fünfziger 
Jahre wies zahlreiche Symptome auf, die im 
Widerspruch zu der proklamierten Entwicklung 
zum kommunistischen Endzustand standen, etwa 
eine zunehmende Verfestigung des Eigentums-
denkens (Beispiel: Einführung einer gesetzlichen 
Erbregelung mit Konzessionen an die privaten 
Erben, Mißbräuche auf dem Gebiet des Haus-
und Wohnungswesens) und eine gewisse Gleich-
gültigkeit gegenüber den „gesellschaftlichen 
Verpflichtungen“ gerade unter der Jugend, 
Zeichen, die nicht — wie die amtliche Erklärung 
lautet — „Überreste des bürgerlichen Denkens“ 
sind, sondern sich zunehmend entfalten und ihre 
Wurzeln durchaus in den eigenen sowjetischen 
Bedingungen haben. Im Westen hat man diesen

Voraussetzungen für den „Vollkommunismus"
Man wird schon heute feststellen können, 

daß die sowjetische Führung, und in hohem 
Maße wohl Chruschtschow persönlich, 
diese Entwicklung spätestens im Jahre 1956 er-
kannt hat und sie zu unterbrechen oder, richtiger 
gesagt, in die gewünschten Bahnen zu lenken 
sucht. Über den Enthüllungen der Untaten 
Stalins auf dem XX. Pärteikongreß und dem 
geistigen „Tauwetter“ dieser Periode hat man 
beinahe völlig übersehen, daß auf dem gleichen 
Parteikongreß Chruschtschow die Grundlinien 
der neuen Erziehungs- und Bildungspolitik ver-
kündet hat, die dazu bestimmt ist, die Voraus-

Prozeß oft als „Verbürgerlichung“ der Sowjet-
gesellschaft bezeichnet und im Sinne einer im-
mer größeren Annäherung an die Lebensformen 
und — demzufolge auch — an die Lebensan-
schauungen und Denkgewohnheiten der west-
lichen Welt begrüßt; eine Auffassung, die in 
gewissen Grenzen zurecht besteht, wenn man 
nämlich darunter nichts anderes versteht als die 
Anpassung an äußere Formen der modernen In-
dustrie- und Leistungsgesellschaft, die vielfach 
einen gleichen Lebensstil erzeugen, die aber 
falsch ist, sofern man darunter eine Selbstaus-
lösung der kommunistischen Ideologie, einen 
durchgreifenden geistigen und politischen Libe-
ralisierungsprozeß versteht, oder besser gesagt, 
sich erhofft.

Setzungen für den inzwischen offiziell prokla-
mierten Übergang zum Vollkommunismus zu 
schaffen und die eine Korrektur der herausge-
bildeten Verhältnisse bewirken soll. Die bei-
den Richtlinien, welche Chruschtschow im Februar 
1956 verkündet hat, lauten: einmal „Verbin-
dung der Schule mit dem Leben, mit der 
Produktion", zum anderen Verstärkung der ge-
sellschaftlichen Erziehung der Jugend, am augen-
fälligsten in der Schaffung einer neuen Er-
ziehungseinrichtung, der Internatsschulen. Un-
ter diesen beiden Leitgedanken stehen alle ein-
zelnen Maßnahmen der Schulreform, die im

Jahre 1958 begonnen hat und bi
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s 1963 im we-
sentlichen abgeschlossen sein soll ).

Für unsere Frage nach den gesellschaftlichen 
Problemen der im Gange befindlichen Schul-
und Erziehungsreformen scheinen mir folgende 
Punkte von besonderer Bedeutung zu sein:

1. Welcher Zusammenhang besteht zwischen 
den pädagogischen Maßnahmen und dem ge-
sellschaftspolitischen Leitbild?

2. Welchen Platz sollen künftig die einzelnen 
Erziehungsträger — Eltern, Schule, Öffent-
lichkeit usw. — in der Erziehung des Nach-
wuchses einnehmen?

3. Wie ordnet sich das Erziehungs- und Bil-
dungsproblem in den gesamten Komplex des 
proklamierten „Übergangs zum Kommunis-
mus“ ein?

Aus den Begründungen der Reform wird deut-
lich, daß die verschiedenen Maßnahmen — po-
lytechnischer Unterricht, Verbindung des Unter-
richts mit Produktionsarbeit, Ausbau des be-
rufsverbundenen Bildunsweges — einem über-
greifenden gesellschaftlichen Leitbild entsprin-
gen und daß sie zu dessen Verwirklichung bei-
tragen sollen. In den „Thesen“ des ZK der 
KPdSU und des Ministerrats der UdSSR vom 
16. November 1958 wurde dem Zukunftsbild 
der kommunistischen Gesellschaft breiter Raum 

11) Vgl. hierzu die Aufsätze des Verfassers: Die 
Reform des sowjetischen Bildungswesens, Ost-
europa, IX (1959), S. 128—143; Zwischenbilanz der 
sowjetischen Schulreform, Osteuropa, XI (1961), 
S. 285—301.



gewidmet. Geht man von diesem Leitbild aus, 
so wird deutlich, welch großer Widerspruch 
zwischen den realen Verhältnissen und den Zu-
kunftsidealen besteht. Chruschtschow selbst hat 
diese Diskrepanz in aller Offenheit zugegeben 
und mit Emphase „die falsche, herrschaftlich-
verächtliche Einstellung zur körperlichen Ar-
beit“ bei einem großen Teil der Jugend und der 
Eltern gegeißelt. In seinem Memorandum vom 
September 195 8 erklärte er: „Mit einer saldiert 
sMiwnten Situation, daß in unserer Gesellsdiaft 
Menschen erzogen werden, die die körperlidte

Der „Arbeiterbürger" als Leitbild
Die Reformmaßnahmen sollen diese Wider-

sprüche verringern und schließlich ganz ver-
schwinden lassen. So bezweckt z. B. die Einfüh-
rung des Produktionsunterrichts für alle Mittel-
schüler von der 9. Klasse an nicht nur eine Art 
allgemeiner beruflicher Grundausbildung, son-
dern ebensosehr die Erweckung einer psycholo-
gischen Bereitschaft zur Arbeit überhaupt. Von 
vornherein wird den Kindern und Jugendlichen 
klarzumachen versucht, daß jede Arbeit gesell-
schaftlichen Wert besitze und daß daher die Ge-
sellschaft erwarten dürfe, daß sich jeder dem 
allgemeinen Wohl unterordne. Die pädagogische 
Literatur der beiden letzten Jahre wimmelt ge-
radezu von Untersuchungen und Vorschlägen 
zu dem Thema, auf welchen Wegen, mit welchen 
methodischen Mitteln und mit welchem Erfolg 
die geforderte Arbeitseinstellung bei den Schü-
lern erzeugt werden kann. Immer wieder scheint 
hierbei das gesellschaftliche Leitbild des „Ar-
beitsbürgers" hindurch, den Chruschtschow als 
einen Menschen bezeichnet hat, der „sich rich-
tig in das Arbeitskollektiv einfügen und sich 
dessen Interessen unterordnen" soll.

So bildet also die Erziehung zur Arbeit den 
einen Eckpfeiler der sowjetischen Pädagogik beim 
Übergang zum Kommunismus. Daß ihre Bedeu-
tung dabei vornehmlich auf dem Gebiet der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität gesehen 
wird, ist nicht weiter verwunderlich; besteht doch 
schon seit Lenin die Überzeugung, daß hier die 
Entscheidung über den schließlichen Sieg der 
kommunistischen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung über die „kapitalistische“ falle. Es be-
steht daher auch kein Widerspruch zwischen der 
Erziehung zur Arbeit als einem Faktor des wirt-
schaftlichen Fortschritts und ihrem Wert als dem 
„ersten Lebensbedürfnis des Menschen". Unter 
beiden Aspekten gewinnt sie unter den gegen-

wärtigen Bedingungen eine zentrale Bedeutung, 
und es ist überaus bezeichnend, daß das „richtige" 
oder „falsche“ Verhalten zur Arbeit zum Gegen-
stand der Rechtsprechung gemacht wird, die —

Arbeit nidtt achten und vom Leben losgelöst 
sind, kann man sich nicht länger abfinden. In 
der sozialistisdien Gesellsdiaft muß doch die 
Arbeit nach ihrem Nutzen bewertet werden, der 
Antrieb darf nicht nur im Lohn, sondern — und 
das ist die Hauptsadie — in der öffentlichen ge-
sellschaftlidien Wertschätzung liegen. Man muß 
der Jugend ständig einprägen, daß die Haupt-
sache f

12

ür die Gesellschaft dasjenige ist, wovon 
sie lebt: die produktive Arbeit, denn nur sie 
schafft materielle Werte. Die Arbeit ist für je-
den Sowjetmenschen ein Lebensbedürfnis“ ).

als Gegenstück zur positiven Erziehung — ge-
gen „arbeitsscheue Elemente“ einschreitet und 
sie einer „gesellschaftlichen Umerziehung" un-
terwirft. Die in einigen Sowjetrepubliken kürz-
lich verabschiedeten Gesetze gegen „Parasiten 
und Schädlinge", die einen Aufenthalt in Ar-
beitslagern vorsehen, sind ein notwendiges Ge-
genstück zu der Arbeitspädagogik und werden 
als Bestandteil der gesellschaftlichen Erziehung 
ausgegeben.

Damit ist schon der zweite Eckpfeiler der Er-
ziehung genannt, der heute, wie noch nie zuvor

Totalitätsanspruch

Unter „bewußtem gesellschaftlichen Verhal-
ten" wird aber nicht nur das richtige Verhältnis 
zur Arbeit verstanden. Hierzu gehört die ge-
samte Lebensführung, die sich den Normen der 
kollektiven Ordnung, wie sie als Leitbild des 
Kommunismus proklamiert werden, anpassen 
soll. Der Grundsatz „kommunistisch arbeiten, 
kommunistisch lernen, kommunistisch leben" 
vereinigt in eindrucksvoller Kürze den Totali-
tätsanspruch an den Menschen, der damit als 
solcher völlig der Gesellschaft ausgeliefert ist. 
Die Erziehung gewinnt dabei eine weit über 
das Schul- und Jugendalter hinausreichende 
Funktion einer permanenten gesellschaftlichen 
Kontrolle der Lebensführung, der sich der Ein-
zelne nur schwer entziehen kann. Hier haben 
wir dann tatsächlich den von Marx für die ent-
wickelte kommunistische Gesellschaft vorausge-
sagten Zustand, in dem der Mensch als voll-
endetes gesellschaftliches Wesen existiert und 
gerade dadurch, wie Marx meinte, seine wahre 
Freiheit gewinnt.

Der skizzierte Zusammenhang zwischen dem 
gesellschaftspolitischen Leitbild des Kommunis-
mus und den pädagogischen Maßnahmen bringt 
eine erhebliche Verlagerung in den Aufgaben 
der einzelnen Erziehungsträger mit sich. Neben

in der Geschichte der sowjetischen Erziehung, 
an Gewicht gewinnt: Die Erziehung zum „be-
wußten gesellschaftlichen Verhalten". „In unse-
rem Lande trifft man noch Menschen, die die 
Arbeit lediglich als Mittel zur Befriedigung per-
sönlidter Bedürfnisse ansehen und die gesell-
schaftlichen Interessen nicht anerkennen“ — 
dieser oft beklagte Zustand soll durch eine ver-
stärkte politische Erziehung bekämpft werden, 
in deren Vordergrund die Erweckung „mora-
lischer Motivationen" anstelle der bis dahin als 
legitim anerkannten Grundsätze der „materi-
ellen Interessiertheit" steht13). Letztere werden 
zwar nach wie vor und für einen längeren Zeit-
raum als wesentlich angesehen, aber sie sollen

12) Pravda, 21. 9. 1958.

13) Problemy 

immer mehr zugunsten der ideellen Antriebe 
zurücktreten. Praktisch bedeutet das, daß künf-
tig der Appell an freiwillige Leistungen den 
Anreiz des Lohnes, der Prämien usw. ersetzen 
soll — ein Vorhaben, dessen Gelingen wiederum 
Erziehung und genügend starke gesellschaftliche 
Kontrolle voraussetzt. Aus diesem Grunde heißt 
es auch unmißverständlich in der oben zitierten 
Darlegung: „Die entscheidende Rolle gebührt 
hierbei den Partei-, Staats- und gesellsch

14
aft-

lichen Organisationen“ ).

an den Menschen
dem Elternhaus und der Familie auf der einen 
Seite, der Schule und dem Jugendverband auf 
der anderen kommt jetzt dem „Arbeitskollek-
tiv", der „öffentlichen Meinung" in ei
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nem noch 
näher zu beschreibenden Sinne und — das ist 
die wichtigste institutioneile Neuerung — den 
gesellschaftlichen Erziehungseinrichtungen im 
Vorschulalter und den Internatsschulen größte 
Bedeutung zu. In einem Aufsatz unter dem Titel 
„Die Lebensweise des arbeitenden Menschen 
und der Kommunismus“ ) entwarf S. Stru-
m i 1 i n , Mitglied der Akademie der Wissen-
schaften, das bisher detaillierteste Bild der 
künftigen kommunistischen Gesellschaftsord-
nung und der konkreten Lebensformen des ein-
zelnen Menschen. Über die Erziehung schreibt 
der Verfasser: „Die gesamte Verantwortung für 
das Schicksal des neuen Mitglieds der Gesell-
schaft und vor allem für seine Erziehung zum 
Menschen und Bürger kann die Gesellschaft 
selbst auf sich nehmen, indem sie der Familie 
in dieser Hinsicht nur jene Funktionen überläßt, 
die ihr ohne Schaden für die Kinder ohne weite-
res anvertraut werden können ... Die Vorteile 



der gesellschaftlichen Erziehung sind so groß 
und fühlbar, daß sich alle Aufwendungen der 
Gesellschaft in jeder Höhe und für alle Kinder 
des Landes bezahlt machen ... Da wir die ge-
sellschaftlichen Erziehungsforwen allen anderen 
unbedingt vorziehen, steht vor uns die Aufgabe, 
diese Formen stetig so schnell auszubauen, daß 
sie der Bevölkerung des Landes — von der Wiege 
bis zur Ablegung der Reifeprüfung — in 15 bis 20 
Jahren allgemein zur Verfügung stehen. Jeder So-
wjetbürger wird bereits nach dem Verlassen des 
Entbindungsheims in die Kinderkrippe einge-
wiesen werden, von da aus in den durchgehend 
geöffneten Kindergarten oder in ein Kinder-
heim; hernach in die Internatsschule, um dann 
von hier aus .. . in das selbständige Leben, d. h. 
in die Produktion einzutreten oder aber um in 
dem gewählten Spezialfach weiterzustudieren“.

Es kommt hier nicht darauf an, den tiefen 
Gegensatz der Wertmaßstäbe und Lebensauf-
fassungen darzutun, der sich hier gegenüber 
einer auf dem Prinzip der personalen Freiheit 
beruhenden Gesellschafts- und Erziehungsauf-

Das Internat als Heimat
In der Internats- und Ganztagserziehung do-

kumentiert sich wohl am deutlichsten die ge-
wandelte Auffassung von der Rolle der gesell-
schaftlichen Erziehung. Gewandelt nicht in dem 
Sinne, als ob früher nicht auch der Vorrang der 
öffentlichen Erziehung vor der häuslichen pro-
klamiert worden wäre, wohl aber insofern, als 
bis heute praktisch doch das Elternhaus und die 
Familie als das eigentliche Heim des Kindes an-
gesehen wurden, während es künftig umgekehrt 
sein soll: das Kind geht nach Hause gleichsam 
„in Urlaub“, seine eigentliche Heimat ist das 
Internat. Kinder, die nur am Wochenende oder 
erst am Abend in den Verband der Familie zu-
rückkehren, sind zwangsläufig weit stärker der 
planmäßigen kollektiven Erziehung ausgesetzt 
als bei einem bloßen Vormittagsunterricht. Der 
laufende Siebenjahresplan sieht die Erweiterung 

der Internatsschulen auf 2,5 Millionen Plätze 

vor; das sind zwar noch nicht mehr als etwa 
8 Prozent der gesamten Schuljugend, aber das 
Endziel einer totalen kollektiven Erziehung, das 
Chruschtschow wie folgt auf dem XXL 
Parteikongreß formuliert hat, sollte ernst ge-

nommen werden: „In Zukunft sollen alle Kin-
der die Möglichkeit erhalten, in Internatsschu-
len erzogen zu werden; das wird zur erfolgrei-
chen kommunistischen Erziehung der heran-

wachsenden Generation und zur Einbeziehung 
weiterer Millionen Frauen in die Reihen der 
aktiven Teilnehmer am Aufbau der kommu-

fassung enthüllt. Uns interessiert die Frage, 
welche Konsequenzen sich daraus für die inner-
sowjetische Entwicklung ergeben. Dazu ist zu 
sagen, daß der Weg zu Strumilins Zukunfts-
vision schon beschritten wird. Im Rahmen des 
laufenden Siebenjahresplans (1959—1965) soll 
der Umfang der Vorschulerziehung so erweitert 
werden, daß insgesamt rd. 6,8 Millionen Kinder 
im Alter von 6 Wochen bis 7 Jahren in „ver-
einigten Vorschuleinrichtungen“ erfaßt werden 
können, die an die Stelle der bisher getrennt 
bestehenden Kinderkrippen (für die Kleinen bis 
zu 3 Jahren) und Kindergärten (3 bis 7 Jahre) 
treten. Wie aus den Ausführungen Strumilins 
hervorgeht, wird ein Teil dieser Kindergärten 
unmittelbar mit der anschließenden Internats-
schule verbunden sein. In diesen kombinierten 
Kindergärten und Internaten kann man das 
Modell der künftigen kollektiven Erziehung er-
blicken. Einige solcher Anstalten sind bereits 
geschaffen worden, indem man an bestehende 
Internatsschulen Kindergärten anschloß oder um-
gekehrt.

nistischen Gesellschaft beitragen“ 16). Partei und 
Regierung nehmen Kurs darauf, daß in Zu-
kunft alle Werktätigen, die es wünsdien, ihre 
Kinder in Staatseinrichtungen erziehen kön-
nen“ 16J. Die vorläufige Betonung des Freiwil-
ligkeitsprinzips ist nicht unbedingt ein Hinweis 
darauf, daß beim Vorhandensein der entspre-
chenden äußeren Voraussetzungen dieser Grund-
satz gewahrt bleibt.

16) Pravda, 28. 1. 1959.
17) Sovetskaja obscestvennost' i skola, Sovets-

kaja pedagogika, 25 (1961), Nr. 5, S. 10. 18) a. a. O. S. 63 f.

In dem erwähnten Aufsatz Strumilins finden 
sich auch einige Bemerkungen zu der Frage, 
welche Rolle künftig den verschiedenen Orga-
nen der „öffentlichen Meinung“ in der Erzie-
hung zukommen soll. Es heißt da: „Die öffent-
liche Meinung spielt in unserem Milieu bereits 
heute eine gewaltige Rolle. Eine noch weitaus

Neue Formen gesellschaftlicher Erziehung

In den letzten Jahren haben sich drei Formen 
solcher gesellschaftlicher Erziehungs- und Kon-
trolltätigkeit herausgebildet, die als wichtige 
Etappen auf dem Wege zum Vollkommunismus 
angesehen werden: die Genossengerichte, die 
Volksdrushinen und die Brigaden der kommu-
nistischen Arbeit. Alle drei werden unter dem 
Gesichtspunkt der Erziehung unbotmäßiger Mit-

größere Rolle gewinnen die gesellschaftliche An-
erkennung oder, umgekehrt, die gesellschaft-
liche Verurteilung, der Tadel und Boykott der 
Gesellschaft in der künftigen Kommune, wo 
einer den anderen gut kennt, mit ihm befreun-
det ist und in gesellsihaftlidter und künstlerisch 
schöpferischer Betätigung mit den anderen wett-
eifert“. Noch eindeutiger heißt es in den „Pro-
blemen der kommunistischen Erziehung“: „Die 
öffentliche Meinung gewinnt eine große prak-
tische Bedeutung dank dem Einfluß, den sie auf 
Personen ausübt, welche die moralischen Nor-, 
men verletzen. Die Praxis zeigt, daß die gesell-
schaftliche Einwirkung ein überaus wirksames 
Mittel bei der Erziehung der Menschen darstellt. 
Ein Mensch kann nicht außerhalb des Kollektivs 
leben; deswegen ist er auch bestrebt, das Ver-
trauen und die Achtung der Genossen wieder-
zugewinnen, sein Verhalten zu bessern, seine 
Fehler und Schwächen zu überwinden. Die Ver-
urteilung eines Übertreters der gesellschaftlichen 
Normen durch das Kollektiv wirkt sich nidtt 
nur auf ihn selbst aus, sondern auch auf seine 
Umgebung. Deshalb stellt die gesellschaftliche 
Einwirkung eine gewaltige prophylaktische Er-
ziehungsmaßnahme dar“ 18). Es wird deutlich, 
was im sowjetischen Sinne „öffentliche Mei-
nung“ bedeutet: die von den undiskutablen, 
durch die Partei festgelegten Prinzipien der 
„kommunistischen Moral" gebildete, durch Par-
tei-, Gewerkschafts- und Jugendorganisation 
verkörperte, dem einzelnen als geschlossene 
Front gegenübertretende Norm der Lebensfüh-
rung. Selbstverständlich handelt es sich in vielen 
Fällen um Vergehen, die in jeder gesellschaft-
lichen Ordnung geahndet würden, aber das ist 
nicht das Entscheidende: vielmehr wirkt hier 
das „Kollektivgewissen" in einem geradezu 
tödlichen Sinne gegen die persönliche Würde 
des einzelnen und verlangt von ihm die Unter-
werfung. Das öffentliche Verfahren soll dabei 

„erzieherische“ Wirkungen ausstrahlen, um 
ähnliche Normabweichungen zu verhüten.

glieder der Gesellschaft und als Mittel zur Er-
ziehung des „neuen Menschen“ angesehen. Die 
Genossengerichte in den Betrieben, Instituten 
usw. urteilen Vorfälle ab, die nicht kriminellen 
Charakter haben, die aber „gesellschaftsfeind-

lich“ sind. In der Pädagogischen Hochschule in 
Leningrad z. B. wurden Anfang Oktober 1960 

in einem derartigen öffentlichen Verfahren vor 
der gesamten versammelten Studentenschaft 



drei Studentinnen wegen „Verstoßes gegen ihre 
gesellschaftliche Pflicht“ einem peinlichen Ver-
hör unterzogen und von der Hochschule rele-
giert 19).  Die „Volksdrushinen" sind Streifen 
auf den Straßen und Plätzen, die vor allem ge-
gen Trunkenheit und Rowdytum einschreiten 
sollen; insofern sind sie Hilfsorgane der Miliz, 
aber sie können — über den gesetzlich festge-
legten Rahmen der Polizeirechte hinaus — die 
„öffentliche Meinung" mobilisieren und „ge-
sellschaftliche Strafen“ verhängen. Auch hier 
handelt es sich vielfach um die Bekämpfung of-
fenkundiger Mißstände, unter denen jede Ge-
sellschaft zu leiden hat; aber auch hier — ähn-
lich wie bei den Genossengerichten — stehen 
diese Maßnahmen außerhalb der normalen 
Rechtspflege, wodurch das Gefühl der Rechts-
sicherheit, das sich in der Sowjetunion allmählich 
herausgebildet hat, wiederum untergraben wird, 
gerade durch die Vermengung von prophylak-
tischen Erziehungsmaßnahmen und gericht-
lichen Strafen. Was schließlich die „Brigaden 
der kommunistischen Arbeit" betrifft, so han-
delt es sich hierbei um die Fortsetzung der alt-
bekannten „Stoßbrigaden", deren Aufgabe es 
ist, an der Spitze der Arbeitsnormen zu marschie-
ren und die Produktivität zu steigern; aber 
ebenso sollen sie die Keimzelle der neuen kom-
munistischen Lebensordnung als Arbeits-, 
Wohn- und Freizeitkommune darstellen. Unter 
der Losung „Einer für alle, alle für einen" ge-
hen diese Brigaden kollektive Verpflichtungen 

ein, wie z. B. die folgende einer Brigade des

Alle diese neuen Faktoren der gesellschaft-
lichen Erziehung sollen in der Zukunft eine aus-
schlaggebende Rolle spielen. Die Entwicklung in 
der Sowjetunion scheint auf den totalen Erzie-
hungsstaat hinauszulaufen, dem im politischen 
und ökonomischen Bereich der totalitäre Wohl-
fahrtsstaat entsprechen würde.

Unter dem Begriff „totalitärer Wohlfahrts-
staat", der seit kurzem in der wissenschaftlichen 
Diskussion aufgetaucht ist ), kann man ein 
Gebilde verstehen, das seinen Bürgern ein 
hohes Maß an ökonomischer und kultureller

19) UditeFskaja gazeta, 4. 10. 1960.
21) Vgl die in .Ost-Probleme*, 12 (1960), Nr. 6 

abgedruckte Diskussion zu diesem Thema.
20) Problemy 

Totalitärer Wohlfahrtsstaat ?

Dimitrow-Bergwerks im Donezbecken: „Wir, 
die Mitglieder einer Brigade der koMtnunisti-
schen Arbeit . . . beschlossen, nach folgenden 
Grundsätzen zu leben und zu arbeiten:

Stets und überall werden wir den Namen 
eines Mitglieds der Brigade der kommunisti-
schen Arbeit rechtfertigen. Das bedeutet, daß 
wir alle Kräfte, Energien und Fähigkeiten be-
wußt dem Aufbau des Kommunismus widmen 
und in uns selbst und bei unseren Genossen die 
Eigenschaften eines Mitglieds der kommunisti-
schen Gesellschaft entwickeln.

Uns alle eint ein hohes bewußtes Verhalten 
zur Arbeit. Die Arbeit ist für uns nicht nur ein 
Existenzmittel, sondern ein körperliches und 
geistiges Bedürfnis, eine Form der Teilnahme 
an der weiteren Entwicklung der Gesellschaft. 
Das Gesetz der Brigade lautet — einer für alle 
und alle für einen. Alle Freuden und Leiden 
wollen wir gemeinsam teilen.

Wir alle wollen lernen. Ständig werden wir 
unsere fachliche Qualifikation, unser allge-
meines und politisches Bildungsniveau erhöhen. 
Auf das Lernen verzichten, bedeutet einen Man-
gel an Bewußtsein und Achtung vor sich selbst.

Entschlossen brechen wir mit den Überresten 
der Vergangenheit: Trunkenheit, Rowdytum, un-
züchtige

20

n Reden, mit allem, was uns hindert, 
vorwärtszugehen. Wer diese Forderungen ver-
letzt, ist des hohen Namens eines Mitglieds 
der Brigade der kommunistischen Arbeit un-
würdig“ ).

„Versorgung" gewährt und ihnen gleichzeitig 
keine oder nur sehr beschränkte politische Frei-
heiten einräumt. Es wäre also gleichsam eine 
Synthese von moderner industrieller Massenge-
sellschaft und politischer Diktatur. In einem sol-
chen Staatswesen genießen die Bewohner einen 
auskömmlichen, ja unter Umständen sogar 
recht hohen materiellen Lebensstandard, sie ver-
fügen über genügend freie Zeit und haben auch 
zahlreiche Möglichkeiten, diese Freizeit zu nut-
zen. Hingegen besitzen sie nicht das Recht, ihrer 
politischen Meinung frei und wirksam Ausdruck 
zu geben, ja sich eine solche überhaupt zu bil-
den, mit der Außenwelt in breiten und unge-

hinderten Kontakt zu treten und in der Gesell-
schaft, in der sie leben, über eine von dieser un-
abhängige private Sphäre zu verfügen. Ein sol-
cher Staat gewährt seinen Bürgern in der Tat 
freien Zutritt zu den Bildungseinrichtungen, ja 
er spornt sie sogar an, davon Gebrauch zu 
machen. Er beurteilt den Bildungsstand der Be-
völkerung unter dem Gesichtspunkt der Ver-
wertbarkeit von Wissen und Können für die 
Ziele der staatlichen Macht, daher fördert er 
sie. Er schafft maximale Bildungsmöglichkeiten 
und begrenzt dabei entscheidend den Bil-
dungsbegriff. Denn er versteht unter Bil-
dung nicht die ungehinderte Entfaltung der dem 
menschlichen Geist innewohnenden Möglich-
keiten, die lebendige, fragende und sich auch 
selbst in Frage stellende geistige Kraft, die um 
Form ringt, sondern die Summe feststellbarer 
und daher lehrbarer Kenntnisse, die nach dem 
Gesichtspunkt der monistischen Weltanschauung 
ausgewählt, in ein System gebracht und weiter-
gegeben werden, fertiger Besitz, der den Geist 
festlegt. Eine Bildung, die nach den Gründen 
einer Entscheidung fragt und sich ungehindert 
im „offenen Gespräch“ befindet, ist für den 
totalitären Wohlfahrtsstaat gefährlich — eine 
solche, die ihren Träger mit ausgezeichneten 
Fachkenntnissen ausstattet, ist ihm willkom-
men.

Die sowjetische Bildungspolitik seit 1917 hat 
entscheidend dazu beigetragen, die „Bildung“ im 
letzten Sinne zu fördern, sie hat gleichzeitig 
alles unternommen, um Bildung im erstgenann-
ten Sinne zu drosseln. So bietet die sowjetische 
Gesellschaft heute das zwiespältige Bild einer 
hochspezialisierten, in diesem Rahmen überaus 
leistungsfähigen, fortschrittsgläubigen und auch 
bildungsbeflissenen Welt, in der trotzdem die 
Möglichkeiten für eine echte individuelle Bil-
dung von vornherein begrenzt sind. Bildung und 
Erziehung unterliegen einer permanenten ge-
sellschaftlichen Kontrolle — der totale Erzie-
hungsstaat, der dem Kommunismus vorschwebt, 
ist zugleich das Ende jeder echten Bildung. „Bil-
dung ist ein freies Verhältnis der Menschen un-
tereinander" hat Tolstoj gesagt, oder, ein 
andermal: „Das einzige Kriterium der Päd-
agogik ist und bleibt allein — die Freiheit“.

Anmerkung:
Oskar Anweiler, Dr. phil., geb. 1925; Wissen-

schaftlicher Assistent für Erziehungswissenschaft 
der Universität Hamburg. Veröffentlichungen u. a.: 
Die Rätebewegung in Rußland 1905—1921, Lei-
den 1958; Die sowjetische Bildungspolitik seit 1917, 
Dokumente und Texte, Heidelberg 1961 (zusam-
men mit Klaus Meyer).



INDIRA GANDHI

Indien heute
Das Thema dieses Beitrags heißt Indien — 

nicht das Indien der Maharadschas und der 
märchenhaften Juwelen und nicht das Indien des 
Aberglaubens, sonderbarer Vorgänge und der 
Tabus. Hier handelt es sich vielmehr um das 
neue, sich wandelnde Indien und um Pläne für 
Fortschritt und Entwicklung. Es ist ein neues 
Indien, das jetzt im Entstehen ist — ein Indien, 
das tief in der altherkömmlichen Tradition und 
in seiner kulturellen Erbschaft verwurzelt ist. 
Dieses neue Indien begann nicht etwa erst vor 
14 Jahren, als wir unsere Unabhängigkeit ge-
wannen, sondern bereits damals, als unser 
Kampf für unsere Freiheit einsetzte. In Wahr-
heit wurde dieses neue Indien in dem Augen-
blick geboren, als ein kleiner, unansehnlicher 

Mann aufhörte lediglich ein gewöhnlicher Mr. 
Gandhi zu sein, sondern zum Symbol und zur 
Verkörperung des Elends und der Sehnsucht 
von Millionen einfacher, ungebildeter Massen 
des indischen Volkes wurde. Das indische Volk 
nennt ihn den Mahatma, „die große Seele“, 
weil er es verstand, den tiefsten Bedürfnissen 
seines Volkes Ausdruck zu verleihen und das 
sagte, was diese Menschen bisher vergeblich ver-
sucht hatten auszusprechen. Nadi den Worten 

eines heiligen Dichters aus Bengal war Gandhi 
„der Kamm einer Welle", — aber die Welle 

selbst war das Volk. Diese Worte kennzeich-
nen am besten die Bedeutung, die Gandhi für 
das Leben des indischen Volkes zukommt.

bildete der Konzeption nach eigentlich nichts 
Neues. Religiöse Lehrer und große Männer 
haben bereits in früheren Zeiten auf der per-
sönlichen menschlichen Ebene ein solches Kon-
zept vertreten. Aber es war das Genie Gandhis, 
das nun diese Konzeption auf die Ebene des 
Masseneinsatzes erhob und sie als Methode der 
politischen und sozialen Revolution in die Tat 
umsetzte.

Gandhi hat immer wieder die alten Wahrhei-
ten unserer überlieferten Schriften zum Aus-
drude gebracht. Indem er sie im täglichen Leben 
wahrhaft lebte, verlieh er ihnen eine so einma-
lige Bedeutung, daß auch der Geringste unter 
uns zu begreifen vermochte, welche Bedeutung 
diesen alten Wahrheiten zukommt. Der „Indian
National Congress“ — dies war der offizielle

Gewaltlosigkeit als politische Waffe Name unserer Partei — war nicht lediglich eine 
politische Partei in dem hergebrachten Sinn. Der

Die britische Herrschaft in Indien hatte vom 
Beginn an den Samen für die eigene Auflösung 
gesät. Politische Unterdrückung, wirtschaftliche 
Herabwürdigung und soziale Demütigung schu-
fen ein tief verwurzeltes, weit verbreitetes Emp-
finden des Widerstands und weithin Elend unter 
den Massen, während gleichzeitig liberale west-
liche Ideen eindrangen und die Vision der Frei-
heit deutlich aufleuchten ließen. Lange schon 
vor der sogenannten „Mutiny“ von 1857 war es 
zu bewaffneten Revolten gekommen, die jedoch 
erfolglos blieben. Seitdem nahm, abgesehen 
von einzelnen Terrorakten, der Kampf um die 
Unabhängigkeit einen vollständig anderen Cha-
rakter an. Der „Indian National Congress“ 
zeichnete sich als die erste verfassungsmäßige 
Manifestierung dieses Kampfes um die Unab-
hängigkeit aus. Der Nationalkongreß wurde im 
Jahre 188 5 zunächst mit einer kleinen Mitglie-
derzahl von Engländern und anglisierten In-
dern gebildet. Aus geringen Anfängen erwuchs 
dann eine gewaltige Massenorganisation, die im 
Laufe der weiteren Entwicklung alle Aspekte 
des indischen Lebens erfassen, das Herz jedes 
Inders berühren und schließlich zu einer Er-
schütterung der Grundlagen des Britischen 
Weltreiches führen sollte. Aus einem bescheide-
nen Programm anfänglicher Forderungen ent-
stand eine organisierte Agitation, die schließ-
lich zu der passiven Resistenz, der Non-Coope-

ration, und der zivilen Gehorsamsverweigerung 
und endlich im Jahre 1942 zu der gewaltigen 
Aufstandsbewegung führte, die in die Ge-
schichte als die „Quit India Movement“ einge-
gangen ist.

Ganz offensichtlich handelt es sich hierbei um 
einen politischen Kampf. Dennoch ging das 
Ziel dieser Massenbewegung wesentlich darauf 
aus, eine neue, bessere wirtschaftliche und so-
ziale Ordnung zu schaffen. Die politische Un-
abhängigkeit bildete hierbei nur das unerläß-
liche Tor, durch das der Weg in die Freiheit 
führte. Die Anwesenheit einer fremden Regie-
rung auf indischem Boden bildete das große 
Hindernis, das den Weg zum Fortschritt blok-
kierte und daher beseitigt werden mußte. Un-
sere Waffe in diesem Kampf war neuartiger 
Natur — es war die Waffe der Gewaltlosigkeit 
und die Absage an Haß und Furcht. Diese Waffe

Agrarreform an erster Stelle
Die breite Mehrheit der Bevölkerung Indiens 

lebt auf dem Land. Das Elend und die Hilflosig-
keit der indischen Bevölkerung geht über alle 

Vorstellungen hinaus. Es hat in Indien Hunger-

perioden gegeben, in denen mehr als eine 
Million Menschen zugrunde gingen, und zwar 

Kongress war vielmehr von Anbeginn an eine 
Bewegung des politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Wiederaufbaues. Die Mitgliedschaft 
dehnte sich weit aus im ganzen Lande, bis zu 
den entferntesten Dörfern, und umfaßte Men-
schen aller Klassen, Religionen und Kasten. 
Gleich zu Beginn sah das Programm unserer 
Partei an der politischen Front die Beseitigung 
aller Titel und Ehren vor, die die britische Re-
gierung verliehen hatte, in gleicher Weise wie 
auch den Boykott der von der Regierung errich-
teten Schulen und Colleges, ferner das britische 
System der Rekrutierungen und der politischen 
Wahlen. Darüber hinaus führte das Programm 
unserer Partei gleich im Anfangsstadium zu 
einem Bruch mit allen Gesetzen und Verord-
nungen, die nach unserer Auffassung ungerecht 
und im Kern ungeeignet waren. Unsere Haupt-
sorge war jedoch von Anbeginn an die Land-
reform, die unser erstes konstruktives Ziel dar-
stellte.

über die normale Sterberate hinaus, die bisher 
eine der höchsten Ziffern in der Welt erreicht 
hatte.

Es war daher durchaus naheliegend und not-
wendig, daß die Agrar-Reform die Grundlage 
der Wirtschaftspolitik der Kongreß-Partei bil-



dete. Die übrigen Programmpunkte der Partei 
sahen den Boykott britischer Waren, insbeson-
dere der Textilien vor. Auf der anderen Seite 
sollte die Kunst der Handweberei von neuem 
entwickelt werden, um der großen Armee der 
Freiheitskämpfer die notwendigen handgeweb-
ten Bekleidungsstoffe liefern zu können. Gleich-
zeitig damit bot die Handweberei den Bauern 
die Möglichkeit, ihre freie Zeit nutzbringend 
zu verwenden. Auf der sozialen Ebene sah das 
Programm unserer Partei das Alkoholverbot 
(Prohibition), den Kampf gegen die Kastenver-
fassung, insbesondere gegen das Übel der „un-
berührbaren Kaste“, die Gestaltung fruchtbarer 
Gemeinschaften sowie schließlich die Emanzi-
pation der Frauen vor.

Diese Programmpunkte waren von so weit-
reichender Natur, daß damit tatsächlich das Fa-
milienleben der indischen Menschen unmittelbar 
berührt wurde. Die Zugehörigkeit zur Kongress-
Partei bedeutete daher für uns alle nicht weni-
ger als das Beschreiten eines neuen Lebens-
weges.

Gandhi hatte stets ein sicheres intuitives Ge-
fühl für die Richtigkeit des einzuschlagenden 
Weges. Gandhi hat niemals die Bedeutung und 
den Einfluß der Frauen unterschätzt. Er suchte 
mit allen Kräften die ängstlichen, unterdrück-
ten Frauen nicht nur aus der Geborgenheit des 
eigenen Heimes herauszuholen, sondern sie soll-
ten darüber hinaus im Kampf um die Freiheit 
die schwierigsten, härtesten Aufgaben überneh-
men. Hierzu gehörte u. a. die mit Tod und Ge-
fängnis bedrohte Aufgabe, das Betreten von 
Textil- oder Getränkeläden zu verhindern. Ein-
mal im Einsatz auf dem Felde der Aktion, 
setzten uns alle die Frauen in Erstaunen durch 
ihren Mut und ihre Ausdauer, durch ihre Fähig-
keit zur Führerschaft und zum organisatorischen 
Aufbau. Es waren dies meistens völlig ungebil-
dete Frauen, die die Vorhut der Frauenbewe-
gung bildeten und auf dem langen Wege zur 
Emanzipation der indischen Frau entscheidende, 
geradezu gigantische Schritte vollführten.

Ich habe mich so eingehend hier mit der Per-
son von Gandhi befaßt, weil tatsächlich unsere 

heutige politische Führung noch immer wesent-
lich auf den Grundlagen beruht, die er damals 
legte. Nach der Erreichung der Unabhängigkeit 
bezeichneten nun die Annahme der Verfassung 
und die Schaffung bestimmter notwendiger Maß-
nahmen wie freie gleiche Wahlen, die Freiheit 
der Rede und ähnliche Maßnahmen den Fort-
schritt, den wir auch in der Richtung auf die 
von uns angestrebten Ziele erreichen konnten. 
Auf der sozialen Ebene besteht somit bei uns 
in Indien gemäß der Verfassung die Gleichbe-
rechtigung für alle Staatsbürger. Besondere 
gesetzliche Anordnungen gelten für alle die-
jenigen, die sich als unterstützungsbedürftig 
empfinden. Hierzu gehören die „Harijans“ 
(Kaste der Unberührbaren), ferner die rückstän-
digen Schichten des Volkes, bestimmte Volks-
stämme und alle diejenigen, die unter dem Be-
griff der Hilfsbedürftigkeit zusammengefaßt 
werden können. Die von uns geschaffenen neuen 
Gesetze über das Erbschafts-, Ehe- und Schei-
dungsrecht haben wesentlich dazu mitgeholfen, 
die Stellung der Frau im öffentlichen Leben zu 
festigen.

Ungelöstes Problem der Armut
Aber das größte Problem, das den Horizont 

unseres nationalen Lebens verdüstert und 
schwere Schatten auf die Zukunft wirft, bleibt 
weiterhin ungelöst — das Problem der Armut 
mit seiner traurigen Begleiterscheinung der Ar-
beitslosigkeit. Von dem angestrebten Ziel der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit sind wir noch 
weit entfernt.

Noch bevor die Unabhängigkeit Indiens er-
klärt wurde, erkannte die Kongress-Partei die 
dringende Notwendigkeit, grundlegende neue 
Pläne für den Wiederaufbau der nationalen 
wirtschaftlichen Ordnung aufzustellen. Zu die-
sem Zweck wurde ein Planungsausschuß gebil-
det. Im Jahre 1950 begann die Regierung Pläne 
für den wirtschaftlichen Wiederaufbau aufzu-
stellen, und zwar in der Annahme, daß voraus-
sichtlich 30 Jahre stärkster nationaler Bemü-
hungen notwendig sein würden, bevor das in-
dische Volk als Ganzes eine spürbare Besse-
rung in der individuellen wie der gemeinsamen 
Lebenshaltung empfinden werde. Von Anbeginn 
an wurde von Seiten der Regierung mit Nach-
druck darauf hingewiesen, daß das Ziel einer 
planvoll geleiteten Entwicklung nicht allein da-
hingehe, die landwirtschaftliche und industri-
elle Produktion zu erhöhen und eine Steigerung 
der Lebenshaltung der Massen zu erreichen, 
sondern darüber hinaus vor allem eine soziale 
und wirtschaftliche Ordnung zu sichern, die auf 
den ewigen Werten der Gerechtigkeit, der Frei-
heit und der Demokratie beruht. Da bisher nur 

die kommunistisch geleiteten Staaten eine Plan-
wirtschaft besitzen, besteht vielfach die irrige 
Auffassung, daß Planwirtschaft eine kommu-
nistische Erfindung sei und nur kommunistisch 
geleitete Staaten erfolgreich wirtschaftlich zu 
planen fähig wären. Wir in Indien sind ent-
schlossen, daß unser Sozialismus auf verfas-
sungsmäßiger Grundlage beruhen soll und nach 
demokratischen Methoden durchzuführen sei. 
Vor allen Dingen aber sind wir der Ansicht, 
daß unser Sozialismus tief in unserer eigenen 
Kultur und unseren Traditionen verwurzelt 
sein müsse. Das Wesentliche unserer wirtschaft-
lichen und sozialen Planung geht dahin, alle 
verfügbaren Hilfsquellen wie die Arbeitskraft, 
die Währung und andere Hilfskräfte voll aus-

Noch kein soziales Gleichgewicht
Unserer Gesellschaftsordnung fehlt — dar-

über sind wir uns völlig im klaren — heute noch 
das rechte Gleichgewicht. Es gibt in unserem 
Lande noch immer extreme Gegensätze von 
Reichtum und Armut. Unser Vizepräsident — 
ein religiöser Mensch — schrieb einmal:

„Die Macht korrumpiert einige wenige. Aber 
Armut korrumpiert Millionen. Wenn die Armen 
die geltende Gesellschaftsordnung in Frage 
stellen, so tun sie das nicht aus Bosheit oder 
aus Gier, sondern allein aus dem Empfinden der 
Hilflosigkeit und des mangelnden Ausgleichs 

zunützen, während das Wesen des freien Unter-
nehmertums darauf abzielt, die Entwicklung 
mehr oder weniger einen zufälligen Gang ge-
hen zu lassen. Unsere Kongreß-Partei hat sich 
grundsätzlich für das Programm des demokrati-
schen Sozialismus und des geplanten Wirt-
schaftssystems erklärt. Es gibt Menschen, bei 
denen der Begriff „Sozialismus“ Schrecken aus-
löst. Wir aber benutzen diesen Begriff, weil er 
dem am nächsten kommt, was wir glauben aus-
sagen zu wollen. Wir sind keineswegs an dok-
trinäre Erwägungen gebunden oder Gefangene 
irgendeiner Ideologie. Wir haben den Sozialis-
mus für uns akzeptiert gerade als das für uns 
geeignete Werkzeug des sozialen und wirt-
schaftlichen Wiederaufbaues.

wie in der Überzeugung, daß die geltende so-
ziale Ordnung keineswegs unvermeidbar, son-
dern sogar zu verändern ist. Die gesellschaft-
liche Ordnung stellt ein geschlossenes Ganzes 
dar. Wenn ein Teil der Gesellschaft den ande-
ren Teil ausbeutet, so leidet dadurch das Ganze. 
Aus diesem Grund muß unsere Demokratie so-
zialistisch werden, wenn sie sich selber retten 
will."

Wenn wir uns nicht als fähig erweisen, eine 
wesentliche Besserung in der materiellen Lebens-
haltung der Massen des Volkes zu erreichen, ist 



die Zukunft unserer Demokratie in Gefahr. In 
Indien bedeutet das Wort „Sozialismus” ledig-

lich den generellen Ausdrude der Forderung 

des Volkes nach größtmöglicher Produktion und 

die möglichst gerechte Verteilung der Produk-

tionsgüter in demokratischem Geiste. Um dieses 

Ziel zu erreichen, müssen wir uns mit allen 
Kräften für die Errichtung neuer sozialer und 

wirtschaftlicher Bedingungen einsetzen und da-

mit notwendigerweise bestimmte Wandlungen 

sowohl in dem Prozeß der Herstellung wie der 
Verteilung der Güter schaffen. Dies ist es, was 
die Führer unserer Kongress-Partei erklären. Sie 
geben den wahren Interessen des Volkes Aus-
drude, wenn sie für schleunigste soziale und 
wirtschaftliche Reformen eintreten.

Staatliche Lenkung neben privater Initiative
Es ist allgemein anerkannt, daß die Entwidc-

lungsrate im wirtschaftlichen Produktionspro-
zeß gerade für die Entwicklungsländer von 
besonderer Bedeutung ist. Einzelne Unterneh-
mer verfügen in Indien weder über das Kapital 
noch über die technischen Mittel, um im 
Sinne einer beschleunigten Entwicklung unserer 
Wirtschaft die notwendigen Investierungen vor-
nehmen zu können. Unsere Wirtschaft kann sich 
aber auf der anderen Seite ohne Hilfe nicht ent-
wickeln. Der Staat muß daher aus offensichtli-
chen Gründen hier ergänzend eingreifen. Es 
folgt daraus der Schluß, daß ein Wirtschafts-
system, das zugleich auf der Hilfe des Staates 
wie auf der freien Initiative beruht, den besten 
Weg darstellt, um das Problem des Wachstums 

der nationalen Wirtschaft zu lösen. Es ist völlig 
irrig anzunehmen, daß in unseren Plänen die 
gesamte wirtschaftliche Initiative allein beim 
Staat liegt. Im Gegenteil — das Feld der priva-
ten wirtschaftlichen Unternehmungen ist ein 
weites, und es gehört zum Wesen einer plan-
mäßig geleiteten Wirtschaft, den öffentlichen 
wie den privaten Sektor des wirtschaftlichen Le-
bens in harmonische Übereinstimmung zu brin-
gen. Das Gebiet des staatlichen Sektors ist auf 
die Schwer- und Grundindustrien, auf das 
Transport- und Verkehrswesen, auf die Energie-
Erzeugung, auf Projekte mit vielgestaltigen 
Zweckbestimmungen sowie auf die strategische 
Kontrolle begrenzt, während die Produktion 
der Verbrauchsgüter sowie der Sektor der Land-

wirtschaft für private Unternehmungen offen-
steht. Immerhin — wenn und sofern die staat-
liche Kontrolle der Wirtschaft über die Grenze 
einer Förderung der Entwicklung hinausgeht 
und die privaten Unternehmungen erdrückt, 
dann werden Berichtigungen in der politischen 
Führung notwendig und ratsam sein. Eine 
„Mixed economy" bedeutet nach unserer Mei-
nung, daß das Gleichgewicht zwischen dem 
staatlich kontrollierten Sektor und den privaten 
Unternehmungen, zwischen der Schwerindustrie 
und der mittleren- und Hausindustrie gewahrt 
werden muß. Auf diese Weise kann eine volle 
Verwendung der Arbeitskräfte in den Dörfern 
parallel gehen mit größeren Plänen der Indu-
strialisierung.

Erfolg des Ersten Fünfjahresplanes
Unser Erster Fünf-Jahresplan führte zu einem 

gewaltigen Erfolg. Die lange Periode der Stag-
nierung der Wirtschaft wurde überwunden. Der 
erste wirksame Einbruch in die Mauer der Ar-
mut wurde auf der Ebene des nationalen Ein-
kommens und des Einkommens pro Kopf der 
Bevölkerung erreicht. Dieser Erfolg veranlaßte 
uns, den Zweiten Jahresplan in einem größeren 
und kühneren Rahmen aufzustellen. Hierbei 
wurden drei langfristige Zielsetzungen festge-
legt. Das erste Ziel, das mit dem Zweiten Jah-
resplan erreicht werden sollte, war die Verdop-
pelung des nationalen Einkommens für die Pe-
riode von 1950/51 bis 1967/68. Das zweite 
Ziel war die Verdoppelung des Einkommens 
pro Kopf der Bevölkerung für die Zeit von 
1950/51 bis 1973/74. Zu diesem Zeitpunkt soll 
der Fünfte Jahresplan einsetzen. Unser drittes 
Ziel bestand nun darin, das Verhältnis zwischen 
der in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung 
bis zum Ende des Fünften Jahresplanes von 
70 Prozent auf 60 Prozent herabzusetzen.

In der Durchführung des Zweiten Jahrespla-
nes ergaben sich nun einige Mängel und Fehler. 
Es stellte sich heraus, daß die Anforderungen 
ausländischer Währungen in bedauerlicher Weise 
unterschätzt worden waren. Jedoch war das Er-
gebnis dieses Zweiten Jahresplanes durchaus 
ermutigend. Unabhängige Kritiker unserer Pla-
nung erkennen jetzt an, daß einige der entstan-

denen Mängel unserer Planung tatsächlich nur 
den Ausfluß des geltenden demokratischen Sy-
stems darstellen und daß unsere Pläne offen-
sichtlich keineswegs darauf hinzielen, die ge-
samte wirtschaftliche Aktivität der Nation re-
geln zu wollen. Welches immer nun die aufge-
tretenen Widersprüche in unserer Planung sind, 
so zeigte sich doch eindeutig, daß das wirtschaft-
liche Leben Indiens Vervielfältigung erfahren

Fortschritte auf dem Gebiet 
der Erziehung und der Volksgesundheit

Auf der sozialen Ebene konnten Fortschritte 
auf dem Gebiet der Erziehung, der Volksge-
sundheit, der Planung für das Familienwesen, 
Erleichterungen im Reiseverkehr, das Anwach-
sen der städtischen Industrialisierung und Bes-
serung des landwirtschaftlichen Maschinenwe-
sens erreicht werden. Ein bedeutsamer Fort-
schritt wurde auf dem Gebiet des Gesundheits-
wesens unseres Volkes erreicht. In weiten Ge-
bieten wurde die Malaria ausgerottet. Viel 
wurde geleistet, um die Tuberkulose, Lepra 
und andere Krankheiten einzudämmen. Die 
Sterblichkeitsziffer senkte sich schnell: eine 
hoffnungsvolle Zuversicht in das Leben wuchs 
im Volk. Das durchschnittliche Sterbealter, 
das vor der Unabhängigkeitserklärung bei 27 
lag, ging auf 42 herunter. Die Folge war ein 

hatte. Eine breite produktive Leistungskapa-
zität war geschaffen worden, deren Erträgnisse 
weiter im Laufe des Dritten Jahresplans anwach-
sen werden. Die Bewässerung trockener Land-
gebiete, die Energie-Erzeugung und das Trans-
portwesen konnten in erheblichem Ausmaße 
ausgedehnt werden, die technische und admini-
strative Leistung öffentlicher Unternehmungen 
waren stark verbessert worden.

Anwachsen der Bevölkerung. Die Bemühungen 
der Regierung konnten sich damit einem ande-
ren Problem zuwenden. Die Planung für die 
Regelung des Familienwesens ist stets eine 
schwierige Angelegenheit und zwar gerade in 
derjenigen Bevölkerungsschicht, die eine Rege-
lung am meisten benötigt. Denn Kinder sind 
nicht nur ein Gegenstand der Liebe, sondern 
gleichzeitig bedeuten sie eine wesentliche Hilfe 
für die Familie. Dennoch gewinnt diese Bewe-
gung fortgesetzt im Volke an Boden. Es gibt 
heute in Indien zweimal so viele Menschen mit 
einer abgeschlossenen Schulbildung als im Jahre 
1947. 45 Millionen Knaben und Mädchen sind 
heute in unseren Schulen eingeschrieben. Col-
leges und technische Hochschulen gedeihen. 
Bei unserer Volkszählung im Jahre 1951 



betrug die Zahl der Frauen mit einer schul-
mäßigen Bildung 7 Prozent. Nach Untersuchun-
gen, die im vorigen Jahre vorgenommen wur-
den, ist diese Zahl jetzt auf 28 Prozent gestie-
gen. Audi auf anderen Gebieten haben die 
Frauen gewaltige Fortschritte erzielen können. 
Heute gibt es bei uns in Indien Frauen, die in 

der Verwaltung, im geschäftlichen Leben, im 
Rechtswesen und anderen Berufen Stellungen 
einnehmen. Posten von Gouverneuren, Mini-
stern, Richtern und Bürgermeistern sind heute 
bereits auch mit Frauen besetzt. Aber uns geht 
es nicht darum, daß einige wenige Frauen 
hohe Stellungen im öffentlichen und beruflichen

Leben erreichen, uns geht es darum, daß der 
Status der durchschnittlichen Frau gehoben wird. 
Bedauerlicherweise werden ihr noch immer die 
Rechte, die ihr nach dem Gesetz zustehen, von 
einer unwissenden Öffentlichkeit vorenthalten. 
Vieles muß noch getan werden, um auf diesem 
Gebiet das öffentliche Gewissen wachzurütteln.

Ausbreitung modernen Denkens
Langsam, in wachsendem Maße schwinden 

nun soziale Gepflogenheiten und irrige Auf-
fassungen dahin und räumen den Platz Maß-
nahmen, die dem modernen Denken entspre-
chen. Reisende, die nach mehrjähriger Abwesen-
heit heute Indien besuchen, erklären uns, daß 
offensichtlich die Bewegung zu einem Ausgleich 
der gesellschaftlichen Gegensätze, zu einem grö-
ßeren inneren Zusammenhalt und innerer Inte-
gration feststellbar ist. Aber der bedeutungs-
vollste Wandel, der sich vollzogen hat, ist nicht 
ohne weiteres offensichtlich feststellbar. Dies 
ist der Wandel in der allgemeinen Betrachtungs-
weise. Dieser Wandel ist nur dann richtig ein-
zuschätzen, wenn man sich die Situation in der 
Zeit vor der Erringung der Freiheit mit allen 
ihren feudalen Merkmalen, harten Einschrän-
kungen und Begrenzungen vor Augen hält. Wir 
haben bei uns zu Hause einen alten, völlig un-
gebildeten Gärtner. Als ich ein kleines Mäd-
chen war und zur Schule ging, unternahm ich 
mehrfach den Versuch, ihm ein Mindestmaß an 
Schulbildung beizubringen. Nach einigen Mona-
ten zeigte sich jedoch, daß er die ihm beige-
brachten Buchstaben bereits wieder vergessen 
hatte. So gab ich meinen Versuch auf. Aber 
sein Sohn studiert jetzt an einer Handelshoch-
schule. Dies ist nur ein kleines Beispiel. Es gibt 
deren Tausende. Es ist dies die Geschichte eines 
Volkes, das jetzt entdeckt, daß sie auch Men-
schen sind. Wiederholt ist Kritik geübt worden 
an unserem Programm der Bildung von genos-
senschaftlichen Gemeinschaften (Community 
Development Program). Aber es kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß diese Gemeinschaf-
ten in den Agrargebieten neues Leben geschaf-
fen haben — und in dieser bisher apathischen 
Bevölkerung das Bedürfnis nach besseren Me-
thoden der landwirtschaftlichen Produktion her-
vorgerufen und das Bewußtsein der Notwendig-
keit von Bildung, sanitären Anlagen, gesund-
heitsfördernden Maßnahmen usw. wachgerufen 
haben. Es ist nicht lange her, daß wir bei uns 
zum Gedächtnis an meine verstorbene Mutter 
ein Hospital für Frauen errichteten. Monate-
lang blieb das Hospital leer. Die Menschen im 
Dorf waren nicht dazu zu bewegen, von diesem 
Hospital Gebrauch zu machen. Heute ist die 
Lage die, daß das Hospital dreimal erweitert 

werden mußte und selbst dann noch nicht aus-
reicht, um all die Patienten aufzunehmen, die 
in dem Hospital Behandlung suchen. Im ganzen 
Land wächst jetzt der Wunsch nach Polikliniken 
und Apotheken.

Die verschiedenen Aufgabengebiete werden 
auf der Ebene des Dorfes in Indien aufgeteilt 
zwischen den landwirtschaftlichen Genossen-
schaften auf der einen Seite und den „pancha-
yat" auf der anderen Seite. Die panchayats sind 
eine der ältesten Institutionen Indiens. Sie tra-
gen politischen und sozialen Charakter, wäh-
rend die landwirtschaftlichen Genossenschaften 
allein wirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen ha-
ben. In den vergangenen Jahrhunderten befan-
den sich die Dörfer weit entfernt von den ver-
waltungsmäßigen Zentren der Regierungsge-
walt. Das Vorhandensein einer Regierung wurde 
in den Dörfern eigentlich nur in den Zeiten von 
Kriegen oder bei der Einsammlung von Steuern 
gespürt. Könige kamen und Könige gingen,

„Demokratische Dezentralisierung"
Die landwirtschaftlichen Genossenschaften 

haben nun ihrerseits die Aufgabe, das wirt-
schaftliche Leben des Dorfes zu regeln. Man 
knüpft an dieses System des dörflichen Lebens 
die Hoffnung, daß dadurch die Zusammenfas-

sung der örtlichen wirtschaftlichen Kräfte ge-
stärkt wird und damit die Mittelsmänner, die 
früher sowohl die landwirtschaftlichen Produ-
zenten wie die Käufer zum eigenen Nutzen aus-
zubeuten verstanden, verschwinden werden. Wir 
sind der Ansicht, daß die Menschen ein rich-
tiges Verständnis für das Wesen und die Be-
deutung der Demokratie nur dann gewinnen 
können, wenn sie fortlaufend auf den verschie-
densten Gebieten der sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Aufgaben der Gemeinschaft 
mitwirken. Dies ist nun das Ziel unseres Pro-
gramms für die Entwicklung des dörflichen Le-
bens, das wir mit dem etwas schwerfälligen 
Namen „Demokratische Dezentralisierung“ be-
zeichnen. Man kann sich kaum eine Vorstel-
lung machen, wie schwierig es für den ein-
fachen Bauern im Dorf ist, sich ein Bild von 

aber die Dorfrepubliken blieben, was sie waren. 
Sie regelten ihre Angelegenheiten nach eigenem 
Gutdünken und bildeten in sich geschlossene, 
selbstgenügsame Einheiten. In der Zeit der 
britischen Herrschaft verloren die panchayats 
ihre Bedeutung und verschwanden langsam aus 
dem Leben der Dörfer. Gandhi dagegen war 
von der Idee der Dorfrepubliken, der Selbst-
verwaltung der Dörfer, in hohem Maße über-
zeugt. Heute ist die dörfliche Selbstverwaltung 
in der Verfassung Indiens verankert. Nach dem 
jetzt geltenden System wird der panchayat, die 
Spitze der dörflichen Selbstverwaltung, von der 
gesamten Dorfgemeinschaft gewählt. Auf diese 
Weise dringt die demokratische Lebensform in 
die Dörfer ein, vermittelt der dörflichen Bevöl-
kerung das Bewußtsein der eigenen Verantwort-
lichkeit. Wir sind alle der Auffassung, daß auf 

diesem Wege die Initiative für die örtlichen 
Aufgaben gestärkt und die landwirtschaftliche 
Produktion erhöht wird.

dem abstrakten Terminus „Demokratie“ zu 
machen. Vor einigen Jahren sollten ein Führer 
der Opposition und ich gemeinsam auf einer 
Versammlung sprechen. Naturgemäß vertraten 
wir in unseren Reden gegensätzliche Auffas-
sungen. Nach der Versammlung kamen die 
Ältesten der örtlichen Dorfgemeinschaft zu mir 

und richteten an mich mit Zeichen sichtbarer 

Verwirrung die Frage: „Warum läßt der Kon-

greß, der doch die Macht hat, es zu, daß dieser 

Mann offenkundig uns die Unwahrheit sagt? 

Warum darf dieser Mann zu uns sprechen?“ 

Alle unsere Versuche, ihnen zu erklären, was 

Redefreiheit und die Verantwortung jedes Red-
ners, der zum Volke spreche, seine Worte sorg-
sam abzuwägen und allein über seine Ausführun-
gen zu entscheiden, bedeute, blieben ohne jeden 
Eindruck. Die Männer des Dorfes verstanden 
in keiner Weise, was diese erklärenden Worte 
eigentlich bedeuten sollten. Hier zeigt sich von 
neuem deutlich gerade jene Situation, die durch 
das panchayat-System beseitigt werden soll.



Auf der Debet-Seite unserer staatlichen Bi-
lanz steht die schwerwiegende Erschöpfung un-
serer Reserven an ausländischen Währungsmit-
teln. Die für den Aufbau der Verteidigung be-
nötigten Haushaltsmittel sind in gleicher Weise 
angestiegen wie die Budget-Beträge, die für die

Streben nach höchstmöglicher Wachstumsrate
Im nächsten Jahre beginnt nun bei uns in 

Indien der Dritte Jahresplan der Regierung. Der 
Entwurf zu diesem Plan ist bereits veröffent-
licht worden und wurde im Parlament sowie in 
den verschiedenen Sektoren der öffentlichen 
Meinung erörtert. Im Verhältnis zu den tatsäch-
lichen Anforderungen, mit denen die Regierung 
zu rechnen hat, ist dieser dritte Plan keines-
wegs ein besonders anspruchsvolles Dokument. 
Wir sind uns aber bewußt, daß nur mit einer 
äußersten Anstrengung der Teufelskreis von 
Armut und industrieller Rückständigkeit durch-
brochen werden kann.

Die Wachstumsrate der wirtschaftlichen Pro-
duktion, auf die der Plan hinzielt, ist für uns 
nicht eine Frage der Wahl, sondern eine harte 
Notwendigkeit. Man kann einen Graben nicht 
mit zwei kurzen Sprüngen überwinden. Pro-
fessor Kaldor vertritt die Auffassung, daß „ein 
wirtschaftlicher Plan, der auf einer langsamen 
Wachtumsrate aufgebaut ist, mit einem Flug-
zeug zu vergleichen sei, von dem man erwartet, 
daß es beim Abflug auf der Startbahn nur lang-
sam sich vorwärts bewegt, weil angeblich ein 
schneller Anlauf gefährlicher sein könnte, wäh-
rend tatsächlich ein Flugzeug, das beim Anlauf 
auf der Startbahn nicht bereits größte Geschwin-
digkeit entwickelt, sich niemals vom Erdboden 
erheben kann.“

Die Lebenshaltung der breiten Massen der 
Bevölkerung in Indien liegt heute immer noch 
so niedrig, daß selbst bei einer Verdoppelung 
des nationalen Einkommens pro Kopf der Be-
völkerung Indien auch weiterhin eines der 
ärmsten Völker der Welt sein würde. Bei einem 
Bevölkerungszuwachs von fast 2 °/o im Jahr be-
deutet ein Ansteigen des nationalen Einkom-

mens, das nicht eine genügend breite Marge 
für Kapitalinvestierungen offenläßt, tatsächlich 
nichts anderes als eine Fortdauer der gegenwär-
tigen Situation für einen unabsehbar andauern-
den Zeitraum hinaus. Aber die Frage, die sich 
stellt, ist nun, ob die Geduld des Volkes noch 
so lange herhalten wird. Eine Situation der 
Unterdrückung, wirtschaftlichen Unterentwick-
lung und großer sozialer Gegensätze bilden die 
besten Bedingungen, um die kommunistischen 

Parteien stark werden zu lassen.

Verwaltung und die anderen Zweige des Regie-
rungsprogramms benötigt werden. Leider sind 
demgegenüber die Preise weiter gestiegen, und 
die Arbeitslosigkeit konnte nicht in dem Maße 
herabgesetzt werden, wie wir das gehofft hat-
ten.

Es herrscht heute bereits bei uns ein gewisses 
Gefühl der Enttäuschung, daß wir nicht schnell 
genug im Wiederaufbau unseres Volkes vor-
wärts schreiten. Armut ist für Indien keine 
neue Erscheinung. Lange Zeit hindurch lebten 
die Menschen bei uns in größtem Elend. Sie 
trugen ihr Schicksal mit Resignation und dach-
ten niemals daran, gegen dieses Schicksal zu 
protestieren. Aber jetzt hat sich die Lage inso-
fern geändert, als unsere nationale Erneuerungs-
bewegung, die Erringung der Freiheit, die Pro-
klamierung des allgemeinen Wahlrechts, die 
vielen Programme, die den Massen ein besse-
res Leben bereiten sollen, nun tatsächlich in ge-
wissem Ausmaße Ungeduld und neue wachsende 
Forderungen hervorgerufen haben. Aus dieser 
Situation heraus ergeben sich nun tatsächlich 
für uns politische Probleme, die zu lösen größte 
Anforderungen an uns stellen.

So sehr uns daran liegt, alle Anstrengungen 
jetzt auf den wirtschaftlichen Ausbau zu rih-
ten, so ist es doch gerade vom Standpunkt der 
Demokratie aus nicht möglich, ein solches Vor-

Freiwillige Einschränkungen notwendig
Wir haben in Indien eine Anzahl politischer 

Parteien. Es gibt Menschen, die sich gegen den 
Grundgedanken in unserer wirtschaftlichen Pla-
nung wenden und unseren Dritten Jahresplan 
von Grund auf mit der Begründung ablehnen, 
daß durch diesen Plan die Freiheit des Indivi-
duums eingeschränkt werde. Aber diese Men-
schen haben selber keinerlei Antwort und bie-
ten keine Lösung für die verzweifelten Nöte 
unseres Volkes. Was soll man nun mit all den 
vielen in Armut und Elend lebenden Menschen 
machen? Die einzige Freiheit, die sie haben, 
besteht in der Freiheit zu verhungern, und die-
se Menschen bilden die überwiegende Mehrheit 
unseres Volkes. Eine Demokratie kann in einem 
Volke nur dann auf die Dauer existieren, wenn 
freiwilliger Verzicht und freiwillige Einschrän-
kungen der einzelnen zugunsten der wirtschaft-
liehen Notwendigkeiten des ganzen Volkes be-
stehen. Keine politische Partei wird auf die 
Dauer bestehen können, wenn sie nicht Rück-
sicht nimmt auf die Meinung der großen Zahl 

haben auf Kosten des Volkes durchzuführen. 
Der Präsident der Weltbank, Mr. Black, hat 
eine Liste solcher Projekte aufgestellt, die un-
wirtschaftlich sind und daher nicht in Angriff 
genommen werden dürfen. Hierzu gehört eine 
Lohnpolitik, die nicht im Einklang mit der 
nationalen Produktion steht, ferner eine harte 
Besteuerung der hohen Einkommen zum Aus-
gleich der sozialen Gegensätze sowie die Auf-
teilung des Grundbesitzes zugunsten der Bevöl-
kerung, die keinen Grund und Boden besitzt. 
Derartige Maßnahmen würden die wirtschaft-
liche Entwicklung am Wiederaufbau hindern, 
obwohl tatsächlich solche Maßnahmen zu einer 
größeren Gleichstellung der Bevölkerungsschich-
ten, größerer sozialer Gerechtigkeit und vermut-
lich seltener auftretenden revolutionären Bewe-
gungen führen würden. Es stellt sich immer 
wieder die Frage, weihe Methoden man nun 
am besten anwenden kann, um die Menschen 
von notwendig gewordenen Maßnahmen zu 
überzeugen. Es zeigt sich als unerläßlich, ge-
wisse Anforderungen zu erfüllen, um demge-
genüber andere Forderungen wieder abweisen 
zu können. Das demokratische Regierungs-
system läßt es nun leider zu, daß Enttäuschung 
und Unzufriedenheit von gewissen Kreisen zum 
eigenen Nutzen ausgebeutet werden. Um einen 
Ausgleich bei ausbrechenden Meinungsverschie-
denheiten und Gegensätzen, die auf lokaler 
Ebene in einzelnen Gebieten durch die Agita-
tion politischer Gegner ausbrechen, zu errei-
hen, ist der Einsatz von Geld und Energie 
immer wieder notwendig.

der mittellosen Menschen, der Menschen, die 
keinen Grund und Boden besitzen, die keinen 
festen Beruf haben, die in ihrer Arbeit unter-
bezahlt sind. Diese Bevölkerungsschichten er-
kennen, daß kein Mensch das Recht hat, für 
sich eine Lebenshaltung nur nah den eigenen 
Wünshen in Anspruh zu nehmen rd daß 
weiterhin kein Mensh das Reht hat, für sih 
einen Platz an der Sonne zu fordern, ohne hier-
bei Rücksicht auf die Bedürfnisse seines Näh-
sten zu nehmen.

Auf der anderen Seite hat sih nun bei uns 
die sogenannte „Gandhi-Lösung“ gebildet, die 
in besonderem Maße geeignet ist, gerade die 
Hausindustrie zu entwickeln und bestimmte 
Werte zu sihern: jedoh ist dieser Weg niht 
geeignet, den Bedürfnissen einer modernen In-
dustriegesellshaft zu entsprehen. Eines der 
Hauptziele des Dritten Jahresplanes der Regie-
rung besteht nun darin, entsheidende Fort-
schritte auf dem Wege zu der Siherung einer 



möglichst sich selbst genügenden Wirtschafts-
form zu erreichen. Ein solches wirtschaftliches 
Wachstum bedeutet, daß Ersparnisse und Kapi-
talinvestierungen in einem derartigen Ausmaße 
vorgenommen werden, daß eine höhere Wachs-
tumsrate des nationalen und des individuellen 
Einkommens auf einer dauerhaften Grundlage 
gesichert ist. Die in unserem Jahresplan vorge-
sehene Bildung von Kapitalgütern und der not-
wendigen technisdien Ausrüstungen, die die 
Investierung ermöglichen, müssen von dem 
Land, von uns selbst geschaffen werden. Eine 
sich selbst genügende Wirtschaft kann nur

Ziele des Dritten Jahresplanes
Die Ziele des Dritten Jahresplanes der Regie-

rung und nun folgende:

1. Während der Dauer des Planes soll das 
nationale Einkommen um 5 °la im Jahr an-
st eigen.

2. Ansteigen der landwirtschaftlichen Produk-
tion in einer solchen Höhe, um den Anfor-
derungen der Industrie und der Ausfuhr ge-
nügen zu können, mit eigener Bedarfsdek-
kung der Getreideversorgung.

3. Ausbau der Grundindustrien wie Stahl, 
Kohle und Energie-Erzeugung.

4. Volle Ausnützung der Arbeitskräfte des 
Landes und weiterer wesentlicher Ausbau 
der vorhandenen Arbeitsplätze.

5. Herabsetzung der Ungleichheiten im Ein-
kommen und im Vermögen mit dem Ziele, 
eine gleichmäßige Verteilung der Wirt-
schaftskraft des Volkes zu erreichen.

Diese Ziele des Dritten Jahresplanes bedeu-
ten im wesentlichen eine Ausweitung der be-
reits in Zweiten Jahresplan angestrebten Ziele, 
aber diesmal wird besonderes Schwergewicht auf 
die eigene Bedarfsdeckung in der Getreidepro-
duktion gelegt. Bei der Aufstellung dieses Pla-
nes wurden Landwirtschaft und Industrie als 
zwei gleichbedeutende integrale Teile des glei-
chen wirtschaftlichen Prozesses betrachtet. 
Gegenwärtig ist bei uns in Indien ein Zustand 
erreicht, wo der weitere Fortschritt in der Land-
wirtschaft zu einem erheblichen Ausmaße davon 
abhängt, daß der Aufbau der Industrie in einer 
neuen wissenschaftlichen Weise erfolgt. Denn 
ohne industriellen Fortschritt wird es auf die 
Dauer nicht möglich sein, der Landwirtschaft 
all die Hilfsmittel wie landwirtschaftliche Ma-
schinen, Kunstdünger, elektrischen Strom usw. 
zu liefern, die sie lebenswichtig für den Auf-
bau braucht. In der gleichen Weise hängt jetzt 
das Wachstum der Industrie und der Wirtschaft 
als ein Ganzes wesentlich von dem Ansteigen 
der landwirtschaftlichen Produktion ab. In dem 
Dritten Jahresplan wird nun das besondere 
Schwergewicht auf den Ausbau der menschlichen 
Arbeitskräfte gelegt. Das hat eine Reihe von 

erreicht werden, wenn ein Gleichgewicht ent-
steht sowohl in der Landwirtschaft wie in der 
Industrie. Nach den Erfahrungen, die wir mit 
dem Zweiten Jahresplan gemacht haben, fußt 
jetzt der Dritte Jahresplan wesentlich auf der 
Grundlage eines Aufbaues und Stärkung der 
Landwirtschaft. Zweifellos ist es richtig, daß 
Einkommen und Beschäftigung nur nach Maß-
gabe der Industrialisierung steigen können, 
aber andererseits kann die industrielle Produk-
tion nicht erhöht werden ohne Ausbau der land-
wirtschaftlichen Produktivität.

Maßnahmen zur Folge, die darauf hinzielen, 
das Niveau der Produktionskräfte der Nation 
als Ganzes zu heben und technische und wis-
senschaftliche Kenntnisse und Befähigung so-
weit als möglich im Volke zu verbreiten. In 
diesem Sinne schafft der Dritte Jahresplan neue 
Erleichterungen für eine freie und allgemeine 
Erziehung aller Kinder in der Altersklasse von 
6 bis zu 11 Jahren. In den kommenden beiden 
Jahresplänen werden Maßnahmen enthalten 
sein, um die allgemeine Erziehung der Kinder 
bis zum Alter von 14 Jahren zu sichern. In dem 
gegenwärtigen Jahresplan sind bestimmte mini-
male Ameliorationen in den landwirtschaftlichen 
Distrikten vorgesehen: so der Bau von Straßen, 
die die einzelnen Dörfer mit der nächsten 
Hauptstraße oder Eisenbahnstation verbinden, 
ferner der Bau von Schulgebäuden in den Dör-
fern, die gleichzeitig als Gemeinschaftszentren 
des Dorfes dienen sollen. Soweit als möglich 
suchte dieser Plan ferner die einfachsten grund-
legenden Notwendigkeiten für den einzelnen 
Staatsbürger sicherzustellen und zwar in erster 
Linie die Nahrung, ausreichende Versorgung 
mit Trinkwasser, Bekleidung, elementare Schul-
bildung, Gesundheits- und Sanitätswesen, Haus-
bau und in fortschreitendem Maße möglichst 
Arbeit für jedermann.

In dem Dritten Jahresplan ist versucht wor-
den, die vorhandenen Arbeitsplätze weiteraus-
zubauen und besonders die landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte in der richtigen Weise einzuset-
zen. Aber immer noch entsprechen die verfüg-
baren Arbeitsplätze in keiner Weise den vor-
liegenden Anforderungen. Die Zahl der An-
wärter für den Arbeitseinsatz liegt nach den 
bisherigen Schätzungen bei ca. 15 Millionen, 
während die verfügbaren Arbeitsplätze bisher 
auf 14 Millionen geschätzt werden. Es entsteht 
somit ein Überschuß an Arbeitskräften in Höhe 
von ca. einer Million. Aus diesen Anga-
ben geht hervor, daß die Ziele des Dritten Jah-
resplanes im Verhältnis zu den vorliegenden 
Bedürfnissen durchaus vielgestaltiger Art sein 
müssen. Jedoch darf nicht unterschätzt werden, 
welche gewaltige Anforderungen nötig sind, um 
auch nur diesen begrenzten Plan durchführen zu 

können. Auf verschiedenen Gebieten sucht der 
Dritte Jahresplan die bereits im Zweiten Jah-
resplan eingesetzten Bemühungen praktisch zu 
verdoppeln. So wird auf dem Gebiet der land-
wirtschaftlichen Produktion eine durchschnitt-
liche Wachstumsrate von 6 °/o und in der In-
dustrie eine Wachstumsrate von 10 % der Pro-
duktion verlangt. Der Plan verlangt ferner ein 
Anwachsen der Rate der Ersparnisse von 8 °/o 
des nationalen Einkommens auf ungefähr 11 o/o. 
Nach unserer Auffassung ist dieser Plan jedoch 
nicht wirklich erfüllt, solange nicht die Ent-
wicklung zum Aufbau in fortschreitender 
Weise immer intensiver wird und die im Plan 
gestellten Ziele in der Praxis tatsächlich sogar 
überschritten werden.

Von einigen Seiten ist Kritik an den Maß-
nahmen des Planes hinsichtlich des Aufbaues 
der Stahl- und Maschinenbau-Industrie sowie 
der Öl- und Energie-Erzeugung geäußert wor-
den. Wenn man aber objektiv die heutige Lage 
betrachtet, so muß man zugeben, daß die in dem 
Jahresplan festgelegten Richtlinien keineswegs 
zu niedrig gehalten sind. Der Jahresplan sieht 
eine Leistungskapazität der Stahlindustrie von 
10,2 Millionen t Stahl für das Jahr 1965/66 vor 
gegenüber der bisherigen Produktion von 9,7 
Millionen t. Das Maschinenbauprogramm be-
findet sich augenblicklich im Zustand der vol-
len Durchführung und ist durch die notwen-
digen auswärtigen Kredite im Fortgang ge-
sichert. Ausländische Währungen sind nur in 
einem verhältnismäßig geringen Ausmaße zur 
Durchführung dieses Programms erforderlich 
geworden. Der Aufbau der Maschinenbau-In-
dustrie bedeutet tatsächlich den entscheidenden 
Schritt zur Industrialisierung des Landes und 
ist durchaus sowohl von wirtschaftlichen wie 
von verschiedenen anderen Gesichtspunkten aus 
begründet. Hinsichtlich der Energie-Erzeugung 
besteht im ganzen Land ein wachsendes Bedürf-
nis. Die Energie-Erzeugung bildet in jedem 
Land einen äußerst wichtigen Faktor und gleich-
zeitig die notwendige Voraussetzung für schnel-
les wirtschaftliches Wachstum. Nach dem vor-
liegenden Programm der Energie-Erzeugung, 
den die Planungskommission aufgestellt hat, ist 
in langsichtiger Planung für das Ende des Fünf-
ten Jahresplanes eine Produktionskapazität von 
30 Millionen kW vorgesehen.

Der schleunige Fortschritt der Industiialisie-
rung und der Verstädterung, der Ausbau der 
Landwirtschaft, insbesondere der Milchwirt-
schaft, haben nun in Verbindung mit der zu-
nehmenden besseren Ernährung der Bauern 
und der Arbeiter zu einem Anwachsen der An-
forderungen nach Brotgetreide geführt. Diese 
Anforderungen werden vermutlich in der näch-
sten Zeit weiter anwachsen. In dem Jahresplan 
ist als Ziel eine Minimalproduktion von Brot-
getreide mit 100 Millionen t festgesetzt, wobei 
gleichzeitig versucht wird, möglichst eine Pro-
duktionshöhe von 105 Millionen t zu erreichen.



Die Preispolitik der Regierung wird, wie wir 
hoffen, zu einem scharfen Rüdegang der land-
wirtschaftlichen Preise als Folge der Überpro-
duktion führen.

Der Dritte Plan sieht weiter eine Erhöhung 
der Investierung von dem gegenwärtigen Niveau 
von 11 ’/o des nationalen Einkommens auf 
14 °/o vor. Nur wenn die Investierungen ein 
solches Ausmaß annehmen, kann das nationale 
Einkommen in einem Ausmaß von 5 % im 
Jahre ansteigen. Daraus ist zu folgern, daß die 
notwendigen Verbindungen für die Kapitalin-
vestierungen geschaffen werden müssen. Die 
Lage ist auf diesem Gebiet im Dritten Jahres-
plan günstiger als im Zweiten. Mehrere unserer 
industriellen Projekte, die sich bisher im Zu-
stand des Aufbaues befanden, fangen jetzt be-
reits an, Überschüsse abzuwerfen; eine weitere 
günstige Entwicklung ist zu erwarten. Eine an-
dere Methode, um die notwendigen Mittel für 
Investierungen zu schaffen, besteht in öffent-
lichen Anleihen sowie in den eigenen Erspar-
nissen, die nach den bisherigen Vorschlägen 
von 8 % auf 11 °/o erhöht werden sollen. Die 
Finanzierung des Haushaltsdefizits ist in An-
griff genommen worden. In dem Dritten Jahres-
plan ist das Defizit weit geringer als in dem 
Zweiten Plan.

Auswärtige Hilfsquellen können durch an-
steigende Ausfuhr und damit wachsenden Zu-
fluß auswärtiger Währungsmittel erreicht wer-
den. Jedoch besteht hier eine gewisse Grenze.

In dem gegenwärtigen Zeitraum sind wir 
noch nicht in der Lage, genügend Maschinen-
und technische Ausrüstungen für den Aufbau 
unserer eigenen Industrie herzustellen. Wir 
streben daher an, die gegenwärtige Periode der 
Abhängigkeit von ausländischer Hilfe möglichst 
herabzusetzen, obwohl in dem gegenwärtigen 
Zeitabschnitt wesentliche auswärtige Hilfe un-
umgänglich ist. In der Vergangenheit haben in-
ternationale Institutionen wie insbesondere die 
Weltbank in der Hilfeleistung für Indien eine 
bedeutungsvolle Rolle gespielt. Weitere Hilfe 
ist uns aus dem Colombo-Plan erwachsen. Wir 
haben ferner Unterstützung von den Vereinig-
ten Staaten, Großbritannien, Westdeutschland 
und der Sowjetunion erhalten.

Die finanziellen Anforderungen, die aus dem 
Dritten Jahresplan entstanden sind, sind höher 
und drängender als die der vorhergehenden 
Jahrespläne. Ein New Yorker Bankier bezeich-
net unser neues Entwicklungsprogramm als 
„eine der kühnsten Operationen der Welt". 
Mr. E. G. Schuyten, der stellvertretende Vize-
präsident der American Expreß Company’s 
Overseas Banking Department erklärte, daß die

Der Abdrude erfolgt mit 
migung der Herausgeber der 
natszeitschrift „The 

wirtschaftliche Entwicklung Indiens nicht nur 
Milliarden von Dollar, sondern auch die koor-
dinierte Unterstützung der indischen Freund-
schaft gegenüberstehenden Nationen erforder-
lich mache. Die Weltbank hat in den Unter-
stützungsmaßnahmen für Indien die Führung 
übernommen und handelt gegenwärtig als Ver-
bindungsglied zwischen den Vertretern der die 
Anleihen gewährenden Institutionen sowie zu 
der indischen Regierung und den auf dieser 
Ebene mitarbeitenden Nationen wie auch den 
Geschäftsführern und den Bankiers mit dem 
Ziel, die finanziellen Hilfsmaßnahmen zu koor-
dinieren und einen maximalen Nutzen zu 
sichern. Es ist gegenwärtig erforderlich, alle ver-
fügbaren industriellen und finanziellen Kräfte 
für die Ziele des Aufbaues gemeinsam einzu-
setzen. Ein führendes britisches Blatt schrieb 
kürzlich:

Große Schwierigkeiten, aber auch Zuversicht
Wenn ich in diesem Beitrag so lange mich 

mit den bereits erreichten Leistungen beschäf-
tigt habe, so bedeutet dies nun keineswegs, daß 
ich unsere Fehler und unser Mißlingen übersehe 
oder zu ignorieren suche. Wir in Indien haben 
durchaus eine Neigung zu Selbstkritik und 
Selbstprüfung. Zweifellos gibt es vieles bei uns, 
was zu bedauern und zu kritisieren ist. Aber 
wir müssen hierbei doch immer wieder die ge-
waltigen Schwierigkeiten mit in Rechnung stel-
len, mit denen wir zu kämpfen haben. Die Jahre 
der Unterdrückung und der politischen Ver-
sklavung haben Spuren in unserem Lande hin-
terlassen. Überbleibsel der früheren feudalen 
Denkungsweise sind immer noch spürbar. Ob-
wohl die bisherigen traditionellen und sozialen 
Lebensformen in Auflösung begriffen sind, bil-
den sich neue Formen nur langsam heran Jedes 
neue Problem und jedes noch so geringe Pro-
gramm unserer Aufbau-Arbeit wird eine we-
sentliche Erschwerung durch die Weite unseres 
Landes, die Verschiedenheit der Kulturen und 
der Sprachen, der Kleidung und der Ernährung 
und durch den verschiedenartigen Status der 
Entwicklung in unserem Volke .erfahren. Trotz 
der vielfachen Differenzen, Meinungsverschie-
denheiten und Streitigkeiten zwischen Einzel-
gruppen in einem der Staaten Indiens oder 
zwischen zwei Staaten besteht dennoch ein star-
kes Band der Gemeinschaft, das wir aus den 
vergangenen Zeiten übernommen haben und 
das uns eint. Unabhängig von den Hunderten 

von kleinen Königreichen und Fürstentümern, 

die in den früheren Jahrhunderten bestanden,

„Der Weg Indiens zu dem ausländischen 
Kapitalmarkt trägt praktische Züge und unter-
liegt, wenn er einmal in Indien zugelassen ist, 
keinerlei diskriminierenden Bestimmungen ge-
genüber den indischen öffentlichen oder pri-
vaten Unternehmungen. Die Männer, die in In 
dien die neuen Aufbaupläne erstellen, sind hier-
bei keineswegs von Erwägungen eines engen 
Nationalismus bestimmt. Sie sind darauf aus-
gerichtet, ausländische Partner für das Aben-
teuer des Aufbaues von Indien zu gewinnen — 
ein Abenteuer, das vielleicht eines Tages sich 
letztlich vorteilhaft nicht nur für Indien, son-
dern auch für die ganze Welt auswirken wird.“

Jedenfalls wird es für uns ohne ausländische 
Hilfe auf die Dauer außerordentlich schwierig 
werden, die gestellten notwendigen Ziele zu 
erreichen.

kommt in unseren alten Sagen und epischen 
Dichtungen immer wieder nur Indien als ein 
einheitliches Land zum Ausdruck. Durch die 
vielen überkommenen Legenden und durch die 
vielen Stätten religiöser Lehren in allen vier 
Ecken unseres Landes und durch die vielen 
religiösen Pilgerzüge, denen jedes Jahr nach 
wie vor Millionen von Menschen folgen, wird 
immer wieder die Einheit Indiens proklamiert. 
In gleicher Weise lehren uns die Vedas — die 
ältesten Schriften der Welt — den Wandel als 
ein Gesetz des Lebens anzunehmen. Diese 
Schriften lehren uns ferner, die Vielgestaltig-
keit der Wahrheit zu achten und die Würde 
des Individuums anzuerkennen. Infolge der Ge-
brechlichkeit des menschlichen Wesens weichen 
wir zwar oft von unserem hohen Ideal ab. Wir 
zeigen ein soziales Verhalten, das eine Absage 
an diese Prinzipien bedeutet. Dies ist die Ur-
sache vielfacher Leiden unter uns. Konfutius 
sagt:

„Unser größter Ruhm liegt nicht darin, daß 
wir niemals fallen, sondern daß wir jedesmal 
wieder aufstehen.“

In dem heutigen wiedergeborenen Indien 
kämpfen wir im modernen Leben von neuem, 
unsere überkommenen Symbole zu verwirk-
lichen.

Anmerkung:
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